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Entwurf eines Gesetzes über das Inverkehrbringen von und den freien 
Warenverkehr mit Bauprodukten zur Umsetzung der Richtlinie 89/106/EWG 
des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte 
(ABi. EG Nr. L 40 S. 12) (Bauproduktengesetz - BauPG) 


A. Zielsetzung 

Der vorliegende Entwurf eines Bauproduktengesetzes soll der Um- 
setzung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 zur Angleichung der Rechts- xmd Verwaltungsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Bauprodukte — nachfolgend Bauproduk- 
tenrichtlinie genannt — dienen. 

Die Bauproduktenrichtlinie bezweckt die Beseitigung technischer 
Hemmnisse beim Warenverkehr mit Bauprodukten innerhalb der 
EG-Mitgliedstaaten. Es handelt sich um eine Harmonisierungs- 
richthnie nach der sogenannten „neuen Konzeption auf dem Ge- 
biet der technischen Harmonisierung und der Normung" vom 
7. Mai 1985 (ABI. EG Nr. C 136 S. 1). Solche Richhnien legen nur 
noch die wesentlichen sicherheitsrelevanten Anforderungen fest. 
Die nähere Konkretisierung der technischen Anforderungen bleibt 
der Normung durch das Europäische Komitee für Normung (CEN) 
bzw. durch das Europäische Komitee für elektrische Normung 
(CENELEC) überlassen. Die in den einzelnen Mitgliedstaaten be- 
stehenden Schutzniveaus sollen durch die Einrichtung von Klassen 
xmd Leistimgsstufen erhalten bleiben. Zwischen diesen Klassen 
xmd Leistungsstufen köimen die Mitgliedstaaten je nach Verwen- 
dungszweck wählen. 

Die Bauproduktenrichtlinie güt umfassend für alle Bauprodukte, 
die hergestellt werden, um dauerhaft in Bauwerke des Hoch- oder 
Tiefbaus eingebaut zu werden. 

Sie regelt das Inverkehrbringen, den freien Warenverkehr und die 
Verwendung von Bauprodukten. 
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Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Bauproduktenrichtlinie 
innerhalb von 30 Monaten nach ihrer Bekanntgabe, dem 27. De- 
zember 1988, in nationales Recht umzusetzen. Die Umsetzungsfrist 
ist mit dem 27. Juni 1991 abgelaufen. Dieser Umsetzungstermin 
konnte wegen umfangreicher Abstimmungsnotwendigkeiten mit 
den Ländern nicht eingehalten werden. Doch liegt auch die Kom- 
mission mit den Vorarbeiten zur Umsetzung der Richtlinie — wie 
der Erarbeitung der Grundlagendokumente — deutiich hinter den 
von ihr selbst gesetzten Temiinvorstellimgen. 


B. Lösung 

Das Bauproduktengesetz soll die Bauproduktenrichtlinie umfas- 
send hinsichtiich des Inverkehrbringens von Bauprodukten und 
des freien Warenverkehrs mit Bauprodukten von und nach den 
EG-Mitghedstaaten umsetzen. 

Aufgrund dieses Regelungsziels ist das Bauproduktengesetz kom- 
petenzrechtiich dem Recht der Wirtschaft nach Artikel 74 Nr. 11 
GG zuzuordnen. 

Die Umsetzung der Bauproduktenrichtlinie hinsichtiich der Ver- 
wendimg von Bauprodukten soll in den jeweiligen, die Verwen- 
dung von Bauprodukten regelnden Rechtsvorschriften erfolgen, 
wie z. B. in den Landesbauordnungen oder im Wasserhaushalts- 
gesetz. 

Der Entwurf des Bauproduktengesetzes 

— unterscheidet wie die Richtlinie zwischen der Brauchbarkeit 
imd der Konformität von Bauprodukten; ein Bauprodukt darf 
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn es brauchbar ist 
und die Konformität nachgewiesen worden ist; 

— leitet die Brauchbarkeit eines Bauproduktes gemäß den Vorga- 
ben der Richtlinie daraus ab, daß es einer technischen Spezifi- 
kation, d. h. einer (harmonisierten oder anerkannten) Norm 
oder einer europäischen technischen Zulassimg entspricht; im 
Wege eines Konformitätsnachweisverfahrens wird die Überein- 
stimmung des Bauprodukts mit den technischen Spezifikatio- 
nen sichergestellt; 

— legt fest, daß Brauchbarkeit und Konformität zusammen zum 
CE-Zeichen führen; ein Bauprodukt, welches das CE-Zeichen 
trägt, hat die widerlegbare Vermutung für sich, daß es brauch- 
bar ist und erfolgreich ein Konfomütätsnachweisverfahren 
durchlaufen hat; 

— geht davon aus, daß die Erteilung der europäischen techni- 
schen Zulassung von den Ländern im Rahmen der Durchfüh- 
nmg des Bauproduktengesetzes nach Artikel 83 GG dem Deut- 
schen Institut für Bautechnik, Berlin, übertragen wird. Die Mit- 
wirkung auf EG-Ebene im Gremium der Zulassungsstellen 
(EOTA), die dem Außenvertretungsrecht des Bundes nach Arti- 
kel 32 GG zuzurechnen ist, wird dem Deutschen Institut für 
Bautechnik im Wege der Organleihe übertragen. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der Bund wird insoweit mit Kosten belastet, als er dem Deutschen 
Institut für Bautechnik die Kosten zu erstatten hat, die diesem 
durch die Erledigung der Aufgaben im Rahmen der Organleihe 
entstehen. Die Höhe der Kosten ist z. Z. noch nicht abschätzbar, da 
das Gremium der Zulassrmgsstellen auf EG-Ebene erst vor kurzem 
die Arbeiten aufgenommen hat. 

Dem stehen Kosteneinsparungen durch Wegfall der bisherigen 
institutioneilen Fördenmg des Instituts durch den Bund gegen- 
über. 
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Bimdesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. November 1991 

021 (424) - 680 17 - Ba 32/91 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bimdestages 


Hiermit übersende ich den von der Bimdesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über das Inverkehrbringen von imd den freien Warenverkehr mit Baupro- 
dukten zui Umsetzung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 
zur Angleichimg der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Bauprodukte (ABI. EG Nr. L 40 S. 12) (Bauproduktengesetz — BauPG) mit Begrün- 
dxmg (Anlage 1) imd Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassimg des Deutschen Bimdestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau. 

Der Bundesrat hat in seiner 634. Sitzung am 27. September 1991 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellimgnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes über das Inverkehrbringen von und den freien 
Warenverkehr mit Bauprodukten zur Umsetzung der Richtlinie 89/106/EWG 
des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte 
(ABI. EG Nr. L 40 S. 12) (Bauproduktengesetz — BauPG) 


Der Bimdestag hat mit Zustinmumg des Bimdesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zweck 

Die Vorschriften dieses Gesetzes regeln das Inver- 
kehrbringen von Bauprodukten imd den freien Wa- 
renverkehr mit Bauprodukten von und nach den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinscheiften zur 
Umsetzimg der Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 
21. Dezember 1988 zur Angleichimg der Rechts- imd 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Bauprodukte (ABI. EG Nr. L 40 S. 12) (Bauprodukten- 
richtlinie). Öffentlich-rechthche Vorschriften, die An- 
fordeiungen an die Verwendung von Bauprodukten 
stellen, bleiben imberührt. 

§2 

Begrilfsbestiiiimiingeii 

(1) Bauprodukte sind 

1. Baustoffe, Bauteile imd Anlagen, die herstellt wer- 
den, um dauerhaft in bauliche Anlagen des Hoch- 
oder Tiefbaus eingebaut zu werden, 

2. aus Baustoffen imd Bauteilen vorgefertigte Anla- 
gen, die hergestellt werden, um mit dem Erdboden 
verbunden zu werden, wie Fertighäuser, Fertig- 
garagen und Silos. 

(2) Harmonisierte Normen sind nach Artikel 7 Abs. 1 
der Bauproduktenrichthnie auf Grund von Mandaten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
von Europäischen Normungsorganisationen im Hin- 
bhck auf die wesentlichen Anforderungen nach § 5 
Abs. 1 erarbeitete technische Regeln, die in entspre- 
chende nationale Normen umgesetzt werden. Bund 
und Länder wirken in der Regel im Rahmen der Betei- 
ligung interessierter Kreise bei der Erarbeitung der 
harmonisierten Normen mit, um den in der Bundesre- 
publik Deutschland auf Grund Öffentiich-rechthcher 
Vorschriften und im öffentiichen Auftragswesen er- 
reichten Stand technischer Anforderungen in die eu- 
ropäische Normung einzubringen. 

(3) Anerkannte Normen sind in Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften für Bauprodukte gel- 
tende technische Regeln, von denen auf Grund eines 
nach der Bauproduktenrichthnie durchgeführten Ver- 


fahrens anzunehmen ist, daß sie mit den wesenthchen 
Anforderungen nach § 5 Abs. 1 übereinstimmen. 

(4) Leitlinien für die europäische technische Zulas- 
sung sind nach der Bauproduktenrichthnie auf Grund 
eines Auftrages der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften vom Gremium der von den Mitghed- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften bestimm- 
ten ZulassungssteUen erarbeitete Grundlagen für die 
Erteilung europäischer technischer Zulassungen. 

(5) Europäische technische Zulassungen sind nach 
diesem Gesetz oder nach Rechtsvorschriften, die an- 
dere Mitghedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten zur Umsetzung der Bauproduktenrichthnie erlas- 
sen haben, dem Hersteher für Bauprodukte von dafür 
bestimmten Zulassungsstehen erteilte Brauchbar- 
keitsnachweise. 

§3 

Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für Bau- 
produkte, für die 

1. die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
die FxmdsteUen der harmonisierten oder anerkann- 
ten Normen im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffenthcht hat, 

2. Leitlinien für die europäische technische Zulas- 
simg erarbeitet sind, 

3. europäische technische Zulassungen, ohne daß 
Leitlinien erarbeitet sind, nach § 5 Abs. 4 Satz 2 in 
Verbindimg mit § 6 Abs. 4 Satz 2 erteilt werden 
können, 

4. die wesenthchen Anforderungen nach § 5 Abs. 1 
nur eine imtergeordnete Bedeutung haben imd die 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
in einer Liste erfaßt hat. 

Der Bimdesminister für Raumordnimg, Bauwesen und 
Städtebau gibt die Normen, in die die harmonisierten 
Normen umgesetzt worden sind, und die anerkannten 
Normen nach Satz 1 Nr. 1, die Leitlinien nach Satz 1 
Nr. 2 und die Liste nach Satz 1 Nr. 4 im Bundesanzei- 
ger bekannt; Normen sind nach Gegenstand imd 
FundsteUe bekarmtzugeben. Die Vorschriften dieses 
Gesetzes sind auf Bauprodukte in den Fähen nach 
Satz 1 Nr. 3 mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes und 
in Fähen nach Satz 1 Nr. 1, 2 und 4 mit den Bekannt- 
machungen nach Satz 2 anzuwenden; die §§13 und 
14 sind nüt dem Inkrafttreten dieses Gesetzes anzu- 
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wenden. Werden die Bekanntmachungen nach Satz 2 
auf Grund von Entscheidungen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften aufgehoben, findet 
dieses Gesetz auf die davon betroffenen Bauprodukte 
insoweit keine Anwendung. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Bauprodukte, soweit 
sich ihr Inverkehrbringen und freier Warenverkehr im 
Hinblick auf wesentliche Anforderungen nach § 5 
Abs. 1 nach Rechtsvorschriften richtet, die der Umset- 
zimg anderer Richtlinien der Europäischen Gemein- 
schaften dienen. 

§4 

Allgemeine Anforderungen 

(1) Ein Bauprodukt darf nur in den Verkehr ge- 
bracht und frei gehandelt werden, wenn es brauchbar 
nach § 5 ist imd die Konformität nach § 8 nachgewie- 
sen worden ist. 

(2) Ist in bekaimtgemachten harmonisierten Nor- 
men oder in einer dem Hersteller erteilten, europäi- 
schen technischen Zulassung nichts anderes be- 
stimmt, darf ein Bauprodukt auch dann in den Ver- 
kehr gebracht werden, wenn sich seine Brauchbarkeit 
und Konformität aus anderen Rechtsvorschriften er- 
gibt, die das Inverkehrbringen oder die Verwendimg 
des Bauprodukts regeln; dieses Bauprodukt darf das 
CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 nicht tragen. 

(3) Ein Bauprodukt nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 darf 
abweichend von Absatz 1 in den Verkehr gebracht 
imd frei gehandelt werden, wenn eine Erklärung des 
Herstellers über die Übereinstimmimg des Baupro- 
dukts mit den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik vorliegt, die in einem Mitghedstaat der Euro- 
päischen Gemeinschaften gelten. Dieses Bauprodukt 
darf das CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 nicht tragen. 

(4) Ist die Verwendung eines Bauprodukts nur für 
den Einzelfall vorgesehen, ist Absatz 1 nicht anzu- 
wenden; dieses Bauprodukt darf das CE-Zeichen 
nach § 12 Abs. 1 nicht tragen. 

(5) Rechtsvorschriften, die das Inverkehrbringen 
von Bauprodukten aus Gründen des allgemeinen Ge- 
sundheitsschutzes, des Arbeitsschutzes oder des Um- 
weltschutzes weitergehend einschränken oder ver- 
bieten, bleiben unberührt. 

§5 

Brauchbarkeit 

(1) Ein Bauprodukt ist brauchbar, wenn es solche 
Merkmale aufweist, daß die bauliche Anlage, für die 
es verwendet werden soll, bei ordnimgsgemäßer In- 
standhaltimg dem Zweck entsprechend während ei- 
ner angemessenen Zeitdauer imd unter Berücksichti- 
gung der Wirtschaftlichkeit gebrauchstaughch ist und 
die wesentlichen Anforderungen der mechanischen 
Festigkeit imd Standsicherheit, des Brandschutzes, 
der Hygiene, Gesimdheit und des Umweltschutzes, 
der Nutzungssicherheit, des Schallschutzes sowie der 
Energieeinsparung imd des Wärmeschutzes erfüllt. 


(2) Ein Bauprodukt güt als brauchbar, wenn es be- 
kanntgemachten harmonisierten oder anerkannten 
Normen entspricht oder von diesen nur unwesentlich 
abweicht. 

(3) Weicht ein Bauprodukt nicht nur unwesenthch 
von einer bekanntgemachten harmonisierten oder an- 
erkannten Norm oder einer dem Hersteller erteilten, 
europäischen technischen Zulassung ab, ist die 
Brauchbarkeit durch eine europäische technische Zu- 
lassung nach § 6 nachzuweisen, wenn für dieses Bau- 
produkt Leitlinien für die europäische technische Zu- 
lassung bekanntgemacht sind. Ist dies nicht der Fall, 
kann die Brauchbarkeit durch eine europäische tech- 
nische Zulassung nach § 6 Abs. 4 Satz 2 nachgewiesen 
werden. Sätze 1 und 2 sind in den Fällen nach Absatz 5 
nicht anzuwenden. 

(4) Sind für ein Bauprodukt weder harmonisierte 
noch anerkannte Normen bekaimtgemacht, ist die 
Brauchbarkeit durch eine europäische technische Zu- 
lassung nach § 6 nachzuweisen, wenn für dieses Bau- 
produkt Leitlinien für die europäische technische Zu- 
lassung bekanntgemacht sind. Sind solche Leitlinien 
nicht bekanntgemacht, kann die Brauchbarkeit durch 
eine europäische technische Zulassung nach § 6 
Abs. 4 Satz 2 nachgewiesen werden, wenn dies die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ge- 
stattet. 

(5) Weicht ein Bauprodukt nicht nur unwesenthch 
von einer bekanntgemachten harmonisierten oder an- 
erkannten Norm oder einer dem Hersteller erteilten, 
europäischen technischen Zulassung ab, die als Nach- 
weis der Konformität eine Erklärung des Herstellers 
nach § 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 entweder in Verbindung 
mit § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 6 oder in Verbindung 
mit § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 6 vorschreibt, ist die 
Brauchbarkeit durch eine Erstprüfimg des Baupro- 
dukts nach § 9 Abs. 4 durch eine hierfür anerkannte 
Prüfstelle nachzuweisen. 

§6 

Europäische technische Zulassung 

(1) Auf schrif fliehen Antrag des Herstellers oder sei- 
nes Vertreters erteilt die zuständige Stelle nach § 7 
Abs. 1 (Zulassungstelle) in den Fällen nach § 5 Abs. 3 
und 4 für ein Bauprodukt eine europäische technische 
Zulassung, wenn das Bauprodukt brauchbar ist. Der 
Vertreter muß seinen Geschäftssitz in einem Mitglied- 
staat der Europäischen Gemeinschaften haben. Die 
zur Beurteüung des Antrages erforderhehen Unterla- 
gen sind diesem beizufügen. Die Zulassungsstelle 
karm den Antrag zurückweisen, wenn die Unterlagen 
unvollständig sind oder erhebhehe Mängel aufwei- 
sen. 

(2) Der Antrag auf Erteilung einer europäischen 
technischen Zulassung ist unzulässig, wenn der Her- 
steller oder sein Vertreter diesen Antrag bereits bei 
einer anderen Zulassungsstelle eines Mitghedstaates 
der Europäischen Gemeinschaften gestellt hat. 

(3) Probestücke und Probeausführungen, die für die 
Prüfung der Brauchbarkeit des Bauprodukts erforder- 
hch sind, sind vom Hersteller oder seinem Vertreter 
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zur Verfügung zu stellen und auf Anforderung der 
Zulassungsstelle durch Sachverständige zu entneh- 
men oder unter ihrer Aufsicht herzustellen. Die Sach- 
verständigen werden von der Zulassimgsstelle be- 
stimmt. 

(4) Die Beurteilimg der Brauchbarkeit erfolgt auf 
der Grundlage der Leitlinien für die exuopäische tech- 
nische Zulassung. Sind für ein Bauprodukt Leitlinien 
nicht bekanntgemacht, darf eine europäische techni- 
sche Zulassxmg nur erteüt werden, wenn Einverneh- 
men mit den für europäische technische Zulassxmgen 
bestimmten Zulassxmgsstellen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften besteht, daß der 
Nachweis der Brauchbarkeit nach § 5 Abs. 1 erbracht 
ist. 

(5) In der europäischen technischen Zulassimg wird 
das nach § 8 anzuwendende Konformitätsnachweis- 
verfahren festgelegt. 

(6) Die europäische technische Zulassimg wird wi- 
derruflich imd für eine bestimmte Frist erteilt, die in 
der Regel fünf Jahre beträgt. Die Frist kann auf schrift- 
lichen Antrag jeweis um fünf Jahre verlängert wer- 
den; die Frist kann auch rückwirkend verlängert wer- 
den, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der Zulas- 
sungsstelle eingegangen ist. Die europäische techni- 
sche Zulassung kann, auch nachträghch, nüt Neben- 
bestimmungen versehen werden, die sich insbeson- 
dere auf die Herstellung, die Baustoffeigenschaften, 
die Verwendung und die Unterrichtung der Abneh- 
mer beziehen. 

(7) Die europäische technische Zulassung wird un- 
beschadet der Rechte Dritter erteilt. 

(8) Die Zulassungsstelle veröffentiicht den Gegen- 
stand und wesentiichen Inhalt der von ihr erteilten 
europäischen technischen Zulassungen und gibt da- 
von den von den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften bestimmten Zulassungsstellen 
Kenntnis. Auf Anforderung einer Zulassungsstelle ist 
dieser eine Ausfertigung der europäischen techni- 
schen Zulassung zuzuleiten. 

(9) Die durch das Verfahren der europäischen tech- 
nischen Zulassung bedingten Kosten sind nach Maß- 
gabe der Kostenregelung der Zulassungsstelle dem 
Antragsteller aufzuerlegen. 

(10) Europäische technische Zulassungen von dafür 
bestimmten Zulassungsstellen aus anderen Mitghed- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften gelten 
auch in der Bundesrepublik Deutschland. 

§7 

Zulassungsstelle 

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik, Berlin, ist 
auf Grund des Abkommens über das Institut die für 
die Entscheidimg über die europäische technische 
Zulassung zuständige Stelle. Soweit bei der Entschei- 
dimg über europäische technische Zulassungen Auf- 
gaben berührt werden, die in bundeseigener Verwal- 
tung oder im Auftrag des Bundes wahrgenommen 
werden, berücksichtig das Institut im Rahmen dieses 


Gesetzes auch die besonderen Anforderungen dieser 
Aufgabenbereiche. 

(2) Das Deutsche Institut für Bautechnik wirkt im 
Auftrag des Bundes in dem Gremium mit, in dem nach 
der Bauproduktenrichtlinie die von den Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Gemeinschaften bestimmten 
Zulassungsstellen zusammengeschlossen sind. Das 
Nähere wird zwischen Bund und Ländern verein- 
bart. 

(3) Das Deutsche Institut für Bautechnik teilt dem 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau die von den dafür bestimmten Zulassungs- 
stellen aus anderen Mitghedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften nach der Bauproduktenrichtiinie er- 
teilten europäischen technischen Zulassungen nach 
Gegenstand, wesentiichem Inhalt und Fundstelle 
nut. 

§8 

Konformitätsnachweisverfahren 

(1) Ein Bauprodukt, dessen Brauchbarkeit sich nach 
bekanntgemachten harmonisierten oder anerkannten 
Normen oder nach europäischen technischen Zulas- 
sungen richtet, bedarf einer Bestätigung seiner Über- 
einstimmung (Konformität) nüt diesen Normen oder 
Zulassungen nach den Absätzen 2 bis 7. 

(2) Das Nachweisverfahren der Konformität kann 
bestehen aus: 

1. Brstprüfimg des Bauprodukts durch den Herstel- 
ler, 

2. Erstprüfung des Bauprodukts durch eine Prüf- 
stelle, 

3. Prüfungen von im Werk entnommenen Proben 
nach festgelegtem Prüfplan durch den Hersteller 
oder eine Prüfstelle, 

4. Stichprobenprüfung von im Werk, im freien Ver- 
kehr oder auf der Baustelle entnommenen Proben 
durch den Hersteller oder eine Prüfstelle, 

5. Prüfung von Proben aus einem zur Lieferung an- 
stehenden oder gelieferten Los durch den Herstel- 
ler oder eine Prüfstelle, 

6. ständige Eigenüberwachung der Produktion durch 
den Hersteller (werkseigene Produktionskon- 
trolle), 

7. Erstinspektion des Werkes und der werkseigenen 
Produktionskontrolle durch eine Überwachungs- 
stelle oder 

8. laufende Überwachung, Beurteilung und Auswer- 
tung der werkseigenen Produktionskontrolle durch 
eine Überwachungsstelle. 

Die Verfahren nach Satz 1 Nr. 1 bis 8 können entspre- 
chend den Anforderungen an das Bauprodukt und 
seine Eigenschaften miteinander verbunden werden. 
Über die Tätigkeit der Prüf- und Überwachungsstel- 
len nach Satz 1 sowie über die Bewertung ihrer Ergeb- 
nisse kann eine Bestätigung durch eine Zertifizie- 
rungss teile verlangt werden. 
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(3) Die Bestätigung der Konformität erfolgt durch 

1. Konformitätserklärung des Herstellers nach § 9 

oder 

2. Konformitätszertifikat nach § 10. 

Ist als Nachweisverfahren ergänzend zu Absatz 2 
Satz 1 die Bestätigung einer Zertifizierungsstelle über 
die Durchführung der produktbezogenen Prüfungen 
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 bis 5 vorgeschrieben, er- 
folgt die Bestätigimg der Konformität durch ein Kon- 
formitätszertifikat nach § 10. 

(4) Für ein Bauprodukt ergeben sich das Nachweis- 
verfahren nach Absatz 2 imd die Bestätigungsart nach 
Absatz 3 im einzelnen aus den bekanntgemachten 
harmonisierten oder anerkannten Normen oder deren 
Bekanntmachimg nach § 3 Abs. 1 Satz 2 oder aus den 
europäischen technischen Zulassungen. Ist ein Nach- 
weisverfahren und eine Bestätigimgsart nicht festge- 
legt, bedarf es eines Nachweisverfahrens nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nr. 1 und 6 imd einer Bestätigungsart 
nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1. 

(5) Ein Bauprodukt, das nicht in Serie hergestellt 
wird, bedarf nur des Nachweisverfahrens nach Ab- 
satz 2 Satz 1 Nr. 1 und 6 und der Bestätigungsart nach 
Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 , sofern die bekanntgemachten 
harmonisierten oder anerkannten Normen oder die 
europäischen technischen Ziüassungen nicht etwas 
anderes bestimmen. 

(6) Bei einem Bauprodukt nach Absatz 1 Satz 1 hat 
der Hersteller oder sein Vertreter das Bauprodukt auf 
Grund der Konformitätserklärung oder des Konformi- 
tätszertifikats mit dem CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 
zu kennzeichnen. Sie können durch Rechtsverord- 
nung nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 verpflichtet werden, zu- 
sätzhche Angaben zum CE-Zeichen nach § 12 Abs. 2 
zu machen. § 6 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend anzu- 
wenden. Hat weder der Hersteller noch sein Vertreter 
seinen Geschäftssitz in einem Mitgliedstaat der Euro- 
päischen Gemeinschaften, ist die Kennzeichnung mit 
dem CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 und den Angaben 
nach § 12 Abs. 2 von demjenigen vorzunehmen, der 
das Bauprodukt erstmals in den Verkehr bringt. 

(7) Das CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 nüt den Anga- 
ben nach § 12 Abs. 2 ist auf dem Bauprodukt oder auf 
seiner Verpackung oder, wenn dies nicht möghch ist, 
auf dem Lieferschein anzubringen. 

(8) Es ist untersagt, ein Bauprodukt mit dem CE- 
Zeichen nach § 12 Abs. 1, ohne daß die Konformität 
nach Absatz 1 nachgewiesen ist, oder mit einem damit 
verwechselbaren Zeichen zu kennzeichnen. Es ist fer- 
ner untersagt, zum CE-Zeichen Angaben nach § 12 
Abs. 2 zu machen, ohne dazu aufgrund eines Konfor- 
mitätsnachweises nach Absatz 1 berechtigt zu sein. 

§9 

Konformitätserklänmg des Herstellers 

(1) Mit der Konformitätserklärung bestätigt der Her- 
steller oder sein Vertreter, daß die zum Nachweis der 
Konformität vorgeschriebenen Verfahren durchge- 
führt worden sind und die Konformität des Baupro- 


dukts ergeben haben. § 6 Abs. 1 Satz 2 ist entspre- 
chend anzuwenden. Die Konformitätserklärung ist 
schriftlich in deutscher Sprache abzugeben, vom Her- 
steller oder seinem Vertreter aufzubewahren und auf 
Verlangen den Beauftragten der zuständigen Be- 
hörde vorzulegen. Die Konformitätserklärung hat ins- 
besondere Angaben zu enthalten über; 

1. Name imd Anschrift des Herstellers oder seines 
Vertreters, 

2. Beschreibung des Bauprodukts, 

3. die bekanntgemachte harmonisierte oder aner- 
kannte Norm, die dem Hersteller erteüte, europäi- 
sche technische Zulassung oder den Nachweis 
nach Absatz 4, die für die Beurteilung des Baupro- 
dukts maßgeblich sind, 

4. besondere Verwendimgshinweise, 

5. Namen und Anschriften der Prüf-, Überwachungs- 
und Zertifizierungsstellen, 

6. Name und Funktion der Person, die zur Unter- 
zeichnung im Namen des Herstellers oder seines 
Vertreters ermächtigt ist. 

(2) Ist ein Nachweisverfahren nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 und 6 vorgeschrieben, darf der Hersteller oder 
sein Vertreter eine Konformitätserklänmg nur abge- 
ben, wenn er durch Erstprüfung des Bauprodukts und 
werkseigene Produktionskontrolle sichergestellt hat, 
daß das von ihm hergestellte Bauprodukt den be- 
kaimtgemachten harmonisierten oder anerkannten 
Normen oder europäischen technischen Ziüassungen 
entspricht. 

(3) Ist ein Nachweisverfahren nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 und 6 vorgeschrieben, darf der Hersteller oder 
sein Vertreter eine Konformitätserklärung nur abge- 
ben, wenn die Prüfstelle nach Erstprüfung des Bau- 
produkts bestätigt hat, daß das Bauprodukt den be- 
kanntgemachten harmonisierten oder anerkannten 
Normen oder europäischen technischen Zulassungen 
entspricht und der Hersteller durch werkseigene Pro- 
duktionskontrolle sichergestellt hat, daß das von ihm 
hergestellte Bauprodukt den bekanntgemachten har- 
monisierten oder anerkannten Normen oder europäi- 
schen techrüschen Zulassungen entspricht. 

(4) Bei einem Bauprodukt nach § 5 Abs. 5 erfolgt der 
Nachweis der Brauchbarkeit auf schriftlichen Antrag 
des Herstellers oder seines Vertreters im Rahmen der 
Prüfimg nach Absatz 3 imter Berücksichtigung der in 
den bekanntgemachten harmonisierten oder aner- 
kannten Normen oder europäischen technischen Zu- 
lassungen enthaltenen Anforderungen. § 6 Abs. 1 
Satz 2 bis 4, Abs. 3, Abs. 6 Satz 3, Abs. 7 ist entspre- 
chend anzuwenden. 

(5) Ist ein Nachweisverfahren nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1, 3, 6 bis 8 in Verbindung mit Satz 3 vorgeschrie- 
ben, darf der Hersteller oder sein Vertreter eine Kon- 
formitätserklärung nur abgeben, wenn er durch Erst- 
prüfung des Bauprodukts und werkseigene Produk- 
tionskontrolle und, soweit vorgesehen, durch Prüfung 
von im Werk entnommenen Proben nach festgeleg- 
tem Prüfplan sichergestellt hat, daß das von ihm her- 
gestellte Bauprodiüct den bekanntgemachten harmo- 
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nisierten oder anerkannten Normen oder eiuropäi- 
schen technischen Zulassungen entspricht und eine 
Zertifizierungsstelle bestätigt hat, daß eine Erst- 
inspektion des Werkes und der werkseigenen Produk- 
tionskontroUe durchgeführt worden ist und, soweit 
vorgesehen, die laufende Überwachung der werks- 
eigenen Produktionskontrolle nach den bekanntge- 
machten harmonisierten oder anerkannten Normen 
oder europäischen technischen Zulassungen vorge- 
nommen wird. 

(6) § 8 Abs. 6 Satz 4 ist entsprechend anzuwen- 
den. 

§ 10 

Konformitätszertifikat 

Auf Antrag des Herstellers oder seines Vertreters 
erteilt die Zertifizierungsstelle in Fällen nach § 8 
Abs. 3 Satz 2 ein Konformitätszertifikat, wenn die zum 
Nachweis der Konformität des Bauprodukts vorge- 
schriebenen Verfahren durchgeführt worden sind mid 
dessen Konformität ergeben haben. § 6 Abs. 1 Satz 2 
ist entsprechend anzuwenden. Das Konformitätszerti- 
fikat ist vom Hersteller oder seinem Vertreter aufzu- 
bewahren und auf Verlangen den Beauftragten der 
zuständigen Behörde vorzulegen. Es hat insbesondere 
Angaben zu enthalten über: 

1. Name und Anschrift der ZertifizierungssteUe, 

2. Name und Anschrift des Herstellers oder seines 
Vertreters, 

3. Beschreibung des Bauprodukts, 

4. bekanntgemachte harmonisierte oder anerkannte 
Normen oder europäische technische Zulassun- 
gen, die für die Beurteüung des Bauprodukts maß- 
geblich sind, 

5. besondere Verwendungshinweise, 

6. Nummer des Zertifikats, gegebenenfalls Angaben 
zu Nebenbestimmungen und zur Gültigkeitsdauer 
des Zertifikats, 

7. Name und Funktion des Unterzeichners des Zerti- 
fikats. 

§ 8 Abs. 6 Satz 4 ist auf die AntragsteUung nach Satz 1 
und die Verpflichtungen nach Satz 3 entsprechend 
anzuwenden. Ist das Konformitätszertifikat von einer 
anerkannten Zertifizienmgsstelle aus einem anderen 
Mitgliedstaat der Eiuropäischen Gemeinschaften er- 
teüt, ist es in deutscher Sprache vorzulegen. 


§11 

Prüf-, Überwachungs- und Zertifizieningsstellen 

(1) Die zuständige oberste Landesbehörde oder die 
von ihr bestimmte Behörde kann auf schriftiichen An- 
trag eine Person, Stelle oder Überwachungsgemein- 
schaft als 

1. Prüfstelle für einen Brauchbarkeitsnachweis nach 
§ 9 Abs. 4, 


2. Prüfstelle für die Verfahren nach § 8 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 bis 5, 

3. ÜberwachungssteUe für die Verfahren nach § 8 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 und 8, 

4. ZertifizierungssteUe für Bestätigungen nach § 8 
Abs. 2 Satz 3 und Erteilung des Konformitätszertifi- 
kats nach § 10 

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten 
nach ihrer Ausbildung, Fachkenntnis, persönhchen 
Zuverlässigkeit, ihrer Unparteüichkeit und ihren Lei- 
stungen Gewähr dafür bieten, daß diese Aufgaben 
sachgerecht wahrgenommen werden und wenn sie 
über die erforderlichen Vorrichtungen verfügen. Die 
AnerkennungssteUe hat die anerkannten SteUen re- 
gelmäßig im Hinblick auf die Anforderungen nach 
Satz 1 zu überprüfen. 

(2) Behörden können im Rahmen ihrer Aufgaben als 
Prüf-, Überwachungs- und ZertifizierungssteUe nach 
Absatz 1 tätig werden, wenn sie ausreichend nüt ge- 
eigneten Fachkräften besetzt und mit den erforderU- 
chen Vorrichtungen ausgestattet sind. Sie haben ihre 
Tätigkeit nach Satz 1 der zuständigen obersten Lan- 
desbehörde über die Fachaufsichtsbehörde unter An- 
gabe der Produktbereiche und der Aufgaben anzuzei- 
gen. Der Fachaufsichtsbehörde obUegt die regelmä- 
ßige Überprüfung der in Satz 1 genannten Behörden 
entsprechend Absatz 1 Satz 2. 

(3) Werden von einem Antrag auf Anerkennung 
nach Absatz 1 Aufgaben berührt, die in bundeseige- 
ner Verwaltung oder im Auftrag des Bundes wahrge- 
nommen werden, hört die zuständige oberste Landes- 
behörde zunächst den zuständigen Bundesminister 
an. Dem zuständigen Bundesminister steht für Aner- 
kennungen nach Satz 1 ein Vorschlagsrecht zu. 

(4) Die Anerkennungen nach Absatz 1 gelten auch 
in den anderen Bundesländern. 

(5) Für die Erledigung der Aufgaben durch Perso- 
nen, Stellen, Überwachungsgemeinschaften und Be- 
hörden nach Absätzen 1 und 2 sind Kosten (Gebühren 
und Auslagen) zu erheben. 

(6) Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstel- 
len, die von einem anderen Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Gemeinschaften anerkannt worden sind, ste- 
hen entsprechend dieser Anerkennung den nach Ab- 
satz 1 anerkannten Stellen gleich. 

§12 

C£-Zeichen 

(1) Das Konformitätszeichen nach diesem Gesetz ist 
das CE- Zeichen. Einzelheiten werden durch Rechts- 
verordnung nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 festgelegt. 

(2) Zum CE-Zeichen nach Absatz 1 können durch 
Rechtsverordnung nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 insbeson- 
dere folgende Angaben vorgeschrieben werden: 

1. Name des Herstellers oder seines Vertreters, 

2. Angaben zu den Produktmerkmalen nach den be- 
kaimtgemachten harmonisierten oder anerkann- 
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ten Nonnen oder europäischen technischen Zulas- 
simgen, 

3. die letzten beiden Ziffern des Herstellungsjahres 
des Bauprodukts, 

4. Angaben zur eingeschalteten Zertifizierungs- 
stelle, 

5. Nummer des Konformitätszertifikats. 

§ 6 Abs. 1 Satz 2 und § 8 Abs. 6 Satz 4 sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(3) Ein Bauprodukt, das das CE-Zeichen nach Ab- 
satz 1 trägt, hat die widerlegbare Vermutung für sich, 
daß es im Sinne von § 5 brauchbar ist imd daß die 
Konformität nach § 8 nachgewiesen worden ist. 

§ 13 

Verbot unberechtigt gekennzeichneter 
Bauprodukte; Betretungsrecht 

(1) Sind Bauprodukte unberechtigt mit dem CE-Zei- 
chen nach § 12 Abs. 1 oder mit Angaben nach § 12 
Abs. 2 gekennzeichnet, ohne daß dazu die Vorausset- 
zungen nach § 8 Abs. 6 vorliegen, oder fehlen Anga- 
ben, die nach § 8 Abs. 6 und § 12 Abs. 2 vorgeschrie- 
ben sind, kann die zuständige oberste Landesbehörde 
oder die von ihr bestimmte Behörde das Inverkehr- 
bringen und den freien Warenverkehr nüt diesen Bau- 
produkten untersagen und deren Kennzeichnung mit 
dem CE-Zeichen entwerten oder beseitigen lassen. 
Entsprechendes gilt, wenn Bauprodukte mit einem 
Zeichen gekennzeichnet sind, das mit dem CE-Zei- 
chen nach § 12 Abs. 1 verwechselt werden kann. 

(2) Die Beauftragten der zuständigen Behörde sind 
in Ausübung ihres Amtes nach Absatz 1 befugt, Ge- 
schäfts- und Betriebsräume sowie dem Geschäft und 
Betrieb dienende Grundstücke, in oder auf denen 
Bauprodukte hergestellt werden, zum Zwecke des In- 
verkehrbringens oder freien Warenverkehrs lagern 
oder ausgestellt sind, zu den Betriebs- und Geschäfts- 
zeiten zu betreten, die Bauprodukte zu besichtigen 
imd zu prüfen. Zur Verhütung dringender Gefahren 
für die öff enthche Sicherheit und Ordnung sind die in 
Satz 1 genannten Personen befugt, die in Satz 1 be- 
zeichneten Gnmdstücke xmd Räume auch außerhalb 
der dort genannten Zeiten zu betreten. 

§ 14 

Biißgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzhch oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 8 Abs. 6 Satz 2 in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 
die zusätzhchen Angaben zum CE-Zeichen nicht 
macht, 

2. entgegen § 8 Abs. 8 Satz 1 in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 ein Bau- 
produkt mit dem CE-Zeichen oder einem damit 
verwechselbaren Zeichen kennzeichnet oder 


3. entgegen § 8 Abs. 8 Satz 2 in Verbindung nüt einer 
Rechtsverordnung nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 zum CE- 
Zeichen Angaben macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nüt einer Geld- 
buße bis zu einhxmderttausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§15 

Rechtsverordnungen 

(1) Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe- 
sen und Städtebau wird ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnimg nüt Zustimmung des Bxmdesrates 

1. das CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 festzulegen und 
zu diesem Zeichen zusätzliche Angaben nach § 12 
Abs. 2 zu verlangen sowie das Anbringen von nüt 
dem CE-Zeichen verwechselbaren Zeichen zu un- 
tersagen, 

2. Einzelheiten des Inhalts der Konformitätserklärung 
nach § 9 Abs. 1 und des Konfomütätszertifikats 
nach § 10 festzulegen, 

3. das Anerkennimgsverfahren als Prüf-, Überwa- 
chxmgs- und Zertifizierungsstelle nach § 11 Abs. 1, 
die Voraussetzimgen für die Anerkennung, ihren 
Widerruf und ihr Erlöschen zu regeln, insbeson- 
dere auch Altersgrenzen festzulegen sowie eine 
ausreichende Haftpflichtversicherung zu fordern. 

(2) Die Landesregienmgen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung 

1. das Verfahren der Veröffentiichimg der exuopäi- 
schen technischen Zulassung nach § 6 Abs. 8 zu 
regeln, 

2. die Überprüfung der Personen, Stellen und Über- 
wachimgsgemeinschaften nach § 1 1 Abs. 1 Satz 2 
zu regeln, 

3. die Erhebimg von Kosten (Gebühren imd Ausla- 
gen) für die Tätigkeit der Personen, Stellen, Über- 
wachungsgemeinschaften luid Behörden nach § 11 
Abs. 1 und 2 zu regeln und die gebührenpflichtigen 
Tatbestände und die Gebührensätze näher zu be- 
stimmen. 


§ 16 

Überleitungsvorschriften 

(1) Bis zum Inkrafttreten des Abkommens über das 
Deutsche Institut für Bautechiük, Berlin, lümmt das 
Institut für Bautechnik, Berlin, die Aufgaben der Zu- 
lassimgsstelle nach § 7 Abs. 1 vorläufig wahr, läng- 
stens jedoch bis zum 31. Dezember 1993. Der Bimd 
zahlt für das Jahr 1993 als Abschlag auf die Kosten- 
erstattimg in vierteljährlichen Raten jährlich den Be- 
trag, den er für das Haushaltsjahr 1990 nach Artikel 7 
des Abkommens über die Errichtimg und Finanzie- 
rung des Instituts für Bautechiük aus dem Jahr 1968 zu 
zahlen hat. Die 1992 anfallenden Kosten gelten durch 
die Zuwendung des Bundes an das Institut aus dem 
Abkommen über die Errichtimg und Finanzierung des 
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Instituts für Bautechnik aus dem Jahr 1968 als abge- 
golten. 

(2) Bis zum Inkrafttreten einer Rechtsverordnung 
nach § 15 Abs. 1 Nr. 3 kann die zuständige oberste 
Landesbehörde Personen, Stellen \md Überwa- 
chungsgemeinschaften vorläufig anerkennen, wenn 
diese die Anforderungen nach § 11 Abs. 1 erfüllen 
und bereits auf Grund öffenthch-rechtiicher Vor- 
schriften, die die Verwendung von Bauprodukten re- 
geln, anerkannt sind. Die vorläufige Anerkenmmg 


darf höchstens für zwei Jahre ausgesprochen werden. 
§11 Abs. 3 \md 4 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Die Bauproduktenrichtlinie 

Das Bauproduktengesetz dient der Umsetzimg der 
Richtlinie 89/ 106/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 zur Angleichimg der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte 
(ABI. EG Nr. L40 S. 12) — nachfolgend Bauproduk- 
tenrichtlinie genannt. 

Die Richtlinie regelt das Inverkehrbringen, den freien 
Warenverkehr und die Verwendimg von Bauproduk- 
ten. 


1. Eine Richtlinie des neuen Ansatzes 

Das Weißbuch der Kommission über die Voll- 
endung des Binnenmarktes, das vom Europäi- 
schen Rat im Jxini 1985 gebilligt worden ist, sieht 
zur Vollendung des Binnenmarktes eine bran- 
chenspezifische Politik vor, zu der nach § 7 1 des 
Weißbuches auch der Bausektor gehört. 

Entsprechend der Entschließung 85/C 136/01 des 
Rates vom 7. Mai 1985 über „eine neue Konzep- 
tion auf dem Gebiet der technischen Harmonisie- 
rung und der Normung" (ABI. EG-Nr, C 136 S. 1) 
sollen in Harmonisierungsrichtlinien nur noch die 
wesentiichen sicherheitsrelevanten Anforderun- 
gen festgelegt werden, die nähere Festlegung der 
technischen Anforderungen aber der Normung 
des Europäischen Komitees für Normung (CEN), 
Brüssel, oder des Europäischen Komitees für elek- 
trische Normung (CENELEC) überlassen bleiben. 
Die in den einzelnen MitgÜedstaaten bestehen- 
den Schutzniveaus sollen dabei nicht verringert 
werden. 

Beiden Vorgaben entspricht die am 21. Dezember 
1988 vom Binnenmarktrat beschlossene Baupro- 
duktenrichtlinie . 

Sie gilt nach Artikel 1 Bauproduktenrichtlinie um- 
fassend für alle Bauprodukte, die hergestellt wer- 
den, um dauerhaft in Bauwerke des Hoch- oder 
Tiefbaus eingebaut zu werden. Sie enthält die 
wesentiichen Anforderungen in Artikel 3 Abs. 1 
in Verbindung mit Anhang I Bauproduktenricht- 
linie und überläßt deren technische Konkretisie- 
rung überwiegend der europäischen Normung. 
Als Zwischenschritt zwischen den wesentlichen 
Anforderungen an Bauwerke imd europäischen 
technischen Spezifikationen (Normen und Ztilas- 
simgen) sollen nach Artikel 12 Bauprodukten- 
richtlinie zunächst Grundlagendokumente zur 
Präzisierung der wesentlichen Anfordenmgen er- 
stellt werden. In diesen Grundlagendokumenten 
sollen unter anderem die Klassen und Leistungs- 


stufen vorgesehen werden, die notwendig sind, 
imi die imterschiedlichen Anforderungen an ein 
Bauprodukt je nach der spezifischen Verwendimg 
in einem Bauwerk oder um die in den einzelnen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten gegebenen unterschiedlichen Schutzniveaus 
zu berücksichtigen. Nach ProtokoUerklänmg 
Nr. 1 zur Bauproduktenrichtlinie sollen dabei „ die 
vertretbaren technischen Traditionen der einzel- 
nen MitgÜedstaaten voll berücksichtigt wer- 
den". 


2. Verpflichtung zur Anwendung 

Artikel 2 Abs. 1 Bauproduktenrichtlinie verpflich- 
tet die MitgÜedstaaten, das Inverkehrbringen nur 
solcher Bauprodukte zu gestatten, die im Sinne 
der Richtlinie brauchbar sind. Die Richtlinie be- 
zweckt, nicht nur den freien Warenverkehr sol- 
cher Bauprodukte zu ermögüchen, die entspre- 
chend der Richtlinie brauchbar und konform sind 
sowie das Zeichen der Europäischen Gemein- 
schaften (CE- Zeichen) nach der Bauprodukten- 
richtlinie tragen; die MitgÜedstaaten werden 
auch verpflichtet, Rechtsgrundlagen zu schaffen, 
die sichersteUen, daß aUe Bauprodukte den we- 
sentlichen Anforderungen entsprechen und das in 
der Richtünie vorgesehene Verfahren durchlau- 
fen, es sei denn, die Richtünie läßt Ausnahmen 
ausdrücklich zu. 

Die Bauproduktenrichtlinie verpflichtet damit die 
MitgÜedstaaten zugleich, die bisherigen nationa- 
len gesetzüchen Regelungen im Anwendungsbe- 
reich der Richtünie den Verfahren und in gewis- 
sem Umfang auch den materieUen Anforderun- 
gen der Bauproduktenrichtlinie anzupassen. 
Wahlmögüchkeiten verbleiben den MitgÜedstaa- 
ten künftig vor aUem bei der Festlegung der in 
den technischen Spezifikationen vorgesehenen 
Klassen und Leistungsstufen. 


3. Der Ständige Ausschuß für das Bauwesen 

Die Bauproduktenrichtlinie enthält als Richtünie 
des neuen Ansatzes in großem Umfang verfah- 
rensrechtüche Regelungen, die unter anderem 
festlegen, in welchem Verfahren und mit welchen 
materieUen Vorgaben die wesentiichen Anforde- 
rungen für die einzelnen Bauprodukte in „techni- 
schen Spezifikationen" konkretisiert werden. Un- 
ter „technischen Spezifikationen" sind nach Arti- 
kel Abs. 1 Satz 1 Bauproduktenrichtlinie dabei 
Normen und technische Zulassungen zu verste- 
hen. 
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Eine große Bedeutung bei der Konkretisierung 
der wesentlichen Anforderungen kommt dem 
Ständigen Ausschuß für das Bauwesen nach Arti- 
kel 19 der Richtlinie zu. In ihm sind die Mitglied- 
staaten vertreten; den Vorsitz führt ein Vertreter 
der Kommission. Der Ständige Ausschuß wird 
zum Beispiel von der Kommission befaßt, wenn 
Aufträge für die Ausarbeitung von Grundlagen- 
dokumenten zu erteilen sind. Die Grundlagendo- 
kumente werden dann von technischen Aus- 
schüssep ausgearbeitet, in denen die Mitghed- 
staaten mitwirken (Artikel 12 Abs. 1 Bauproduk- 
tenrichtlinie). Der Ständige Ausschuß wird gleich- 
falls bei der Annahme der Grundlagendokumente 
befaßt (Artikel 20 Abs. 2 Buchstabe b Bauproduk- 
tenrichtlinie). Die Grundlagendokumente werden 
nach Annahme durch die Kommission im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften veröf- 
fentlicht (Artikel 12 Abs. 3 Bauproduktenricht- 
linie). 


4. Die Gnindlagendokumente 

Die Grundlagendokumente sind ein Zwischen- 
schritt zwischen den wesentlichen Anforderun- 
gen der Richtiinie und den technischen Spezifika- 
tionen auf Grund der Richtlinie (Artikel 3 Abs. 3 
und Artikel 12 Abs. 2 Buchstabe a Bauprodukten- 
richtlinie). Sie bilden u. a. die Grundlage für 

— Mandate für harmonisierte Normen, 

— Anerkennungsverfahren für nationale Nor- 
men, 

— Aufträge für Leitlinien für die europäische 
technische Zulassung. 


5. Harmonisierte Normen 

Auf der Basis der Grundlagendokumente erteUt 
die Kommission der Europäischen Normungsor- 
ganisation CEN/CENELEC das Mandat, für ein 
bestimmtes Bauprodukt eine harmonisierte Norm 
auszuarbeiten (Artikel 7 Abs. 1 Bauprodukten- 
richtlinie). Vor Erteilung des Mandats hat die 
Kommission den Ständigen Ausschuß für das Bau- 
wesen zu beteiligen. In dem Mandat sollen die 
erforderlichen Klassen und Leistungsstufen dann 
festgelegt werden, wenn sie noch nicht in den 
Gnmdlagendokumenten enthalten sind (Arti- 
kel 20 Abs. 2 Buchstabe a Bauproduktenricht- 
linie). 

Die harmonisierten Normen haben die Grundla- 
gendokumente imd die Mandate zu berücksich- 
tigen und sind soweit wie möghch in Form von 
Leistungsanfordemngen an die Bauprodukte ab- 
zufassen (Artikel 7 Abs. 2 Bauproduktenricht- 
linie). Nach Erstellung der Normen durch CEN/ 
CENELEC veröffentlicht die Kommission die Nor- 
men durch Angabe der Fundstellen ün Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften (Artikel 7 
Abs. 3 Bauproduktenrichtiinie). Diese Normen 
werden anschließend in nationale Normen umge- 


setzt (z. B. DIN-EN-Normen). Deren Fundstelle ist 
vom Mitghedstaat zu veröffentlichen (Artikel 4 
Abs. 2 Satz 2 Buchstabe a Bauproduktenrichtiinie). 


6. Anerkannte Normen 

Vor allem für eine Übergangszeit sieht Artikel 4 
Abs. 3 Bauproduktenrichtiinie ein Verfahren vor, 
mit dem nationale Normen als mit den wesentli- 
chen Anforderungen übereinstimmend aner- 
kannt werden können. Der Ständige Ausschuß für 
das Bauwesen ist bei diesen Anerkennungsver- 
fahren von der Kommission einzuschalten (Arti- 
kel 5 Abs. 2 Bauproduktenrichthnie). Die Fund- 
stellen der anerkannten Normen sind von den 
Mitghedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten und von der Kommission ün Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften zu veröffentiichen 
(Artikel 4 Abs. 3 Satz 5 und 6 sowie Artikel 5 
Abs. 2 Satz 2 Bauproduktenrichtiinie). 


7. Leitlinien für die europäische technische 
Zulassung 

Liegen für ein Bauprodukt weder harmonisierte 
noch anerkannte Normen vor, kann für dessen 
Brauchbarkeit der Nachweis durch eine europäi- 
sche technische Zulassung erforderhch sein. Das 
gleiche gilt, wenn das Bauprodukt nicht nur un- 
wesentlich von einer harmonisierten oder aner- 
kannten Norm abweicht — AbweichensfaU — 
(Artikel 8 Abs. 2 Bauproduktenrichtiinie). 

Die europäische technische Zulassung wird in der 
Regel auf der Grundlage von Leithnien erteüt (Ar- 
tikel 9 Abs. 1 Bauproduktenrichtiinie). Diese Leit- 
hrüen für die europäische technische Zulassung 
werden vom Gremium der für die Erteüung euro- 
päischer technischer Zulassungen von den Mit- 
güedstaaten bestimmten Zulassungsstellen 
(EOTA) erarbeitet. Voraussetzung dafür ist ein 
entsprechender Auftrag der Kommission, wobei 
der Ständige Ausschuß für das Bauwesen mit die- 
sem Auftrag zu befassen ist (Artikeln Abs. 1 
Bauproduktenrichtiinie) . 

Die Leitlinien für die europäische technische Zu- 
lassung sind nach Befassung des Ständigen Aus- 
schusses für das Bauwesen von den Mitghedstaa- 
ten zu veröffentiichen (Artikel 1 1 Abs. 3 Baupro- 
duktenrichtiinie) . 


8. Europäische technische Zulassungen 

Artikel 4 Abs, 1 Satz 1 Bauproduktenrichtiinie 
zählt die europäische technische Zulassung zu 
den „technischen Spezifikationen". Sie kann bei 
Fehlen von harmonisierten oder anerkannten 
Normen oder in Abweichensfähen von den von 
den Mitghedstaaten bestimmten Zulassungsstel- 
len erteüt werden. In Ausnahmefähen ist dies 
auch ohne Leithnien möghch (Artikel 9 Abs. 2 
Bauproduktenrichtiinie) . 
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Nach Auffassung der Kommission ist die europäi- 
sche technische Zulassung keine Allgemeinverfü- 
gung in dem Sinne, daß auch andere Hersteller 
— vorbehaltlich zivilrechtlicher Einschränkun- 
gen — nach ihr produzierte Bauprodukte in den 
Verkehr bringen können, ohne erneut eine Zulas- 
sung zu benötigen. 

Die europäischen technischen Zulassungen wer- 
den von den Zulassungsstellen veröffentlicht; 
diese geben allen anderen Zulassungsstellen da- 
von Kenntnis (Anhang II Nr. 5 Bauprodukten- 
richtlinie). 


9. Brauchbarkeitsnachweis im Rahmen der 
Konformitätsprüfung 

Ist in den technischen Spezifikationen für ein Bau- 
produkt zur Kontrolle der Konformität mit den 
Anfordenmgen einer techiüschen Spezifikation 
neben der werkseigenen Produktionskontrolle le- 
diglich die Erstprüfung des Produkts dmch eine 
zugelassene Prüfstelle oder die Erstprüfung durch 
den Hersteller vorgeschrieben, bedarf es in Ab- 
weichensfällen keiner europäischen technischen 
Zulassimg. Die Brauchbarkeit des Bauprodukts 
wird dann vielmehr im Rahmen der Erstprüfung 
des Produkts durch eine hierfür zugelassene Prüf- 
stelle mit geprüft (Artikel 4 Abs. 4 Bauprodukten- 
richtliiüe). 


10. Brauchbarkeit und Konformität 

Ein Bauprodukt muß nach der Bauprodukten- 
richthnie brauchbar sein. Dies ist der Fall, wenn es 
einer technischen Spezifikation entspricht (be- 
kanntgemachte harmonisierte oder anerkannte 
Norm oder dem Hersteller erteüte, europäische 
technische Zulassung). Solange ein Bauprodukt 
von einer solchen technischen Spezifikation nur 
imwesentUch abweicht, ist noch eine Entspre- 
chung anzunehmen. Entspricht ein Bauprodukt 
einer technischen Spezifikation nicht, entweder 
weil eine solche nicht vorhegt oder ein Abwei- 
chensfall (das heißt, eine wesenthche Abwei- 
chung) gegeben ist, bedarf das Bauprodukt in der 
Regel eines besonderen Brauchbarkeitsnachwei- 
ses. Der wichtigste Brauchbarkeitsnachweis ist 
die europäische technische Zulassung, die in Ab- 
weichensfällen bei Bauprodukten von minderer 
Sicherheitsrelevanz durch ein besonderes Verfah- 
ren im Rahmen des Konfonnitätsnachweises er- 
setzt wird (siehe Nummer 9). 

Die so zu beurteüende Brauchbarkeit ist in einem 
Konformitätsbescheinigungsverfahren nachzu- 
weisen (Artikel 13 bis 15 Bauproduktenrichthnie). 
Das Konformitätsbescheinigimgsverfahren dient 
dazu, die Übereinstimmimg des Bauprodukts mit 
den für seine Brauchbarkeit maßgebhchen tech- 
nischen Spezifikationen sicherzustellen. Hierzu 
sind in den technischen Spezifikationen im einzel- 
nen Verfahren vorgeschrieben, die der Prüfung 
des Bauprodukts imd der Produktionskontrolle 


dienen (Artikel 13 in Verbindung mit Anhang III). 
Dabei kann die Einschaltung von zugelassenen 
Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstellen 
vorgeschrieben werden. 


11. Bescheinigung der Konformität mit technischen 
Spezifikationen 

Anhang EI Nr. 1 Bauproduktenrichtlinie enthält 
eine abschließende Aufzählung der Elemente, die 
in den technischen Spezifikationen zur Kontrolle 
der Konformität vorgeschrieben werden können. 
In Anhang III Nr. 2 Bauproduktenrichtlinie sind 
die wichtigsten Systeme der Konformitätskon- 
trolle zusammengestellt. Aus diesen Beispielen 
ergibt sich, daß auch die Zertifizierung der werks- 
eigenen Produktionskontrolle durch eine zuge- 
lassene Zertifizierungsstelle zu einer Konformi- 
tätserklärung des Herstellers führt (vgl. An- 
hang III Nr. 2 ü Möglichkeit 1 Bauproduktenricht- 
linie). Ist die Einschaltung einer Zertifizierungs- 
stelle bei der Produktkontrolle vorgeschrieben, 
führt dies zu einem Konformitätszertifikat (vgl. 
Anhang III Nr. 2i Bauproduktenrichtlinie). 

Die Aufgaben als Prüf-, Überwachungs- und Zer- 
tifizierungsstelle können nach Anhang III Nr. 3 
Bauproduktenrichtlinie von ein und derselben 
oder von verschiedenen Stellen wahrgenommen 
werden, und zwar abhängig von den nationalen 
Anerkennungen. Die von diesen Stellen zu erfül- 
lenden Mindestanfordeiungen sind in Anhang IV 
Bauproduktenrichtlinie enthalten. Die von dem 
jeweiligen Mitgliedstaat anerkannten Stellen sind 
der Kommission unter Angabe der produktspezi- 
fischen Zuständigkeiten imd Aufgaben mitzutei- 
len (Artikel 18 Bauproduktenrichtlinie). 


12. Das CE-Zeichen nach der 
Bauproduktenrichtlinie 

Die Konformitätserklärung des Herstellers und 
das Konformitätszertifikat berechtigen und ver- 
pflichten dazu, das CE-Zeichen auf dem Baupro- 
dukt anzubringen (Artikel 14 Abs. 2 in Verbin- 
dung nüt Anhang III Bauproduktenrichtlinie) . Das 
CE-Zeichen nach der Bauproduktenrichtlinie be- 
sagt, daß das Bauprodukt mit den technischen 
Spezifikationen übereinstimmt und das Konformi- 
tätsverfahren ordnungsgemäß durchgeführt wor- 
den ist (Artikel 4 Abs. 2 und 6 in Verbindung mit 
Artikel 14 Abs. 2 Bauproduktenrichtlinie). Zum 
CE-Zeichen können zusätzhche Angaben gefor- 
dert werden, wie unter anderem die Klassen und 
Leistungsstufen, denen das Bauprodukt ent- 
spricht. 


13. Schutzklausel 

Die Richtlinie sieht in Artikeln 5, 15 und 21 beson- 
dere Verfahren für die Fälle vor, daß ein Mitghed- 
staat der Auffassung ist, harmonisierte oder aner- 
kannte Normen, eiuopäische technische Zulas- 
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sungen, Mandate für Normen oder analog Auf- 
träge zu Erarbeitung von Leitlinien oder Leitlinien 
selbst entsprächen z. B. nicht den wesentiichen 
Anforderungen (Artikel 5 Bauproduktenrichtii- 
nie) oder ein Bauprodukt sei unrechtmäßig mit 
dem CE-Zeichen nach der Bauproduktenrichth- 
nie gekennzeichnet (Artikel 15 und 21 Baupro- 
dxiktenrichtlinie) . 

Für die letzten Fälle — der Schutzklausel im 
engeren Sinne — ist beachtiich, daß nach der 
Bauproduktenrichtlinie der Hersteller auch für 
.. den Fall, daß er seinen Sitz nicht in einem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften hat, 
keinen Vertreter oder Bevollmächtigten bestellen 
muß, der seinerseits den Geschäftssitz in einem 
Mitgliedstaat imterhält (siehe z. B. Artikel 14 
Abs. 2 Bauproduktenrichtlinie). 


14. Option für den nationalen Weg 

Artikel 6 Abs. 2 Bauproduktenrichtlinie erlaubt es 
den Mitgliedstaaten, auf ihrem Gebiet das Inver- 
kehrbringen von Bauprodukten auch dann zu ge- 
statten, wenn dafür technische Spezifikationen 
nach der Bauproduktenrichtlinie vorliegen, der 
Hersteller aber weiterhin nach den bisherigen na- 
tionalen Vorschriften produzierte Bauprodukte in 
den Verkehr bringen will. Dieser Weg ist dann 
nicht möglich, wenn in harmonisierten Normen 
oder in dem Hersteller erteilten, europäischen 
technischen Zulassungen dies ausdrücklich aus- 
geschlossen ist. In der Regel werden die harmoni- 
sierten Normen zeitliche Übergangsregelungen 
enthalten, bis zu denen auch weiterhin alternativ 
nach nationalen Vorschriften zulässige Baupro- 
dukte (wie zum Beispiel nach den Landesbauord- 
nimgen) in den Verkehr gebracht werden dür- 
fen. 

Die Regelimg des Artikels 6 Abs. 2 Bauproduk- 
tenrichtlinie hat aber auch Bedeutung für soge- 
nannte lokale Produkte, die in ihrer Verbreitung 
räumhch beschränkt sind und daher nicht auf den 
freien Warenverkehr in andere Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften angewiesen 
sind. Für Bauprodukte nach Artikel 6 Abs. 2 Bau- 
produktenrichtlinie gelten die übrigen Vorschrif- 
ten der Richtlinie nicht. Sie dürfen das CE-Zei- 
chen nach dieser Richtlinie nicht tragen. 


15. Produkte, die in bezug auf die wesentlichen 
Anforderungen nur eine untergeordnete Rolle 
spielen 

Bauprodukte, für die die wesentiichen Anforde- 
rungen nur eine imtergeordnete Rolle spielen, 
können von der Kommission nach Befassung des 
Ständigen Ausschusses für das Bauwesen in eine 
Liste aufgenommen werden. Die Bauprodukte 
dieser Liste können in den Verkehr gebracht wer- 
den, wenn der Hersteller erklärt, das Bauprodukt 
entspreche den allgemein anerkannten Regeln 


der Technik, die in einem Mitgtiedstaat der Euro- 
päischen Gemeinschaften gelten (Artikel 4 Abs. 5 
Bauproduktenrichtlinie). Diese Bauprodukte dür- 
fen das CE-Zeichen nach dieser Richtlinie nicht 
tragen (Artikel 4 Abs. 6 Satz 4 Bauprodukten- 
richtlinie). Die oben genannte Liste wird von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
nach Befassimg des Ständigen Ausschusses er- 
stellt, verwaltet imd regelmäßig überarbeitet (Ar- 
tikel 4 Abs. 5 Bauproduktenrichtlinie und Proto- 
kollerklärung Nr. 8 zur Bauproduktenrichtlinie). 


16. Einzelanfertigungen und nicht serienmäßig 
hergestellte Bauprodukte 

Aus der Protokolierklärung Nr. 2 zur Bauproduk- 
tenrichtlinie folgt, daß die Mitghedstaaten Bau- 
produkte, die nur zur Verwendimg für einen Ein- 
zelfall hergestellt werden, vom Anwendungsbe- 
reich des Gesetzes, das der Umsetzimg der Richt- 
linie dient, ausnehmen können. 

Wird ein Bauprodukt nicht nur für den Einzelfall 
hergestellt, auf der anderen Seite aber auch nicht 
in Serie angefertigt, ist nach Artikel 13 Abs. 5 
Bauproduktenrichtlinie immer nur eine Konformi- 
tätserklämng des Herstellers nach Erstprüfung 
des Produkts durch den Hersteller und werkseige- 
ner Produktionskontrolle erforderhch, es sei denn, 
in den technischen Spezifikationen ist ausdrück- 
lich etwas anderes bestimmt. 


17. Sonderverfahren 

Während der Anlaufzeit der Richtlinie, zu der für 
eine Vielzahl von Bauprodukten noch keine tech- 
nischen Spezifikationen vorliegen werden, soll 
der freie Warenverkehr nüt Bauprodukten bereits 
durch ein Sonderverfahren nach Artikeln 16 und 
17 Bauproduktenrichtlinie erleichtert werden. 
Hierzu benennt der Mitgtiedstaat des Herstellers 
dem Bestimmungsmitgtiedstaat zugelassene 
Prüf-, Überwachimgs- und Zertifizienmgsstellen. 
Diese können die Bauprodukte des Herstellers 
nach den Regeln des Bestimmungsmitgüedstaa- 
tes prüfen und überwachen. Der Bestimmimgs- 
mitgüedstaat wird diese Prüfungen und Überwa- 
chungen auf Antrag anerkennen. 


18. Verhältnis zu anderen Richtlinien 

Die Bauproduktenrichtlinie enthält keine pro- 
duktscharfe Abgrenzimg zu anderen Richtlinien. 
Die Regelungen in Artikel 2 Abs. 2 und 3 Baupro- 
duktenrichttinie sowie die Protokolierklärungen 
dazu belegen jedoch den Willen der Komnüssion, 
die Anwendung von zwei Richtlinien auf ein Pro- 
dukt möglichst zu vermeiden. Die dazu notwendi- 
gen Abgrenzungen und Zuordnungen werden 
von der Kommission bei der Erarbeitimg neuer 
Richttinienentwürfe sowie unter Einschaltung des 
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Ständigen Ausschusses für das Bauwesen bei Er- 
teilung von Mandaten für die Normung oder Auf- 
trägen zm Ausarbeitung von Leitlinien für die 
emopäische technische Zulassung getroffen. 


19. Verknüpfung mit der 

Baukoordinierungsrichtlinie 

Dmch die Richtlinie des Rates 89/440/EWG vom 
18. Juli 1989 zur Ändenmg der Richtlinie 
7 1/305/EWG über die Koordination der Verfahren 
zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge (Baukoordi- 
nierungsrichtlinie) ist eine enge Verbindung zwi- 
schen der Bauproduktenrichthnie und der Bauko- 
ordinierungsrichtlinie hergestellt. Danach haben 
öffentliche Auftraggeber bei der Vergabe öffentli- 
cher Bauaufträge im allgemeinen auf harmoni- 
sierte Normen nach der Bauproduktenrichtlinie 
Bezug zu nehmen (Artikel 10 in Verbindung mit 
der Erklärung für das RatsprotokoU Nr. 12 Bauko- 
ordinierungsrichtlinie). Die öffentlichen Auftrag- 
geber sind daher insoweit an die in den harmoni- 
sierten Normen der Bauproduktenrichthnie ent- 
haltenen Klassen und Leistimgsstufen gebun- 
den. 


II. Das Bauproduktengesetz 

1. Die Umsetzungskonzeption 

Das Bauproduktengesetz soll die Bauprodukten- 
richthnie umfassend hinsichthch des Inverkehr- 
bringens von Bauprodukten und des freien Waren- 
verkehrs mit Bauprodukten von und nach den Mit- 
ghedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
Umsetzen. Die Umsetzung der Bauproduktenricht- 
hnie hinsichthch der Verwendung von Bauproduk- 
ten soU dagegen in den jeweüigen, die Verwen- 
dung von Bauprodukten regelnden Rechtsvor- 
schriften erfolgen, wie z. B. in den Landesbauord- 
nungen oder im Wasserhaushaltsgesetz. Dafür sind 
folgende Gründe maßgebend: 

— Das Inverkehrbringen und der freie Warenver- 
kehr von und mit Bauprodukten ist national bis- 
her weitgehend ungeregelt. Soweit einzelne 
Rechtsvorschriften auch das Inverkehrbringen 
von Produkten betreffen, wie z. B. das Geräte- 
sicherheitsgesetz oder die Gefahrstoffverord- 
nung, beziehen sich diese Vorschriften nicht 
vomehmhch auf Bauprodukte. 

— National geregelt ist dagegen die Verwendung 
von Bauprodukten wie z. B. in den Landesbau- 
ordnungen und dem Wasserhaushaltsgesetz. 
Diese Verwendungsvorschriften sind national 
unterschiedhchen Kompetenz trägem zugeord- 
net. Diesen Kompetenzträgem soU es weiterhin 
Vorbehalten bleiben, die für die konkrete Ver- 
wendung der Bauprodukte tnaßgebhchen Klas- 
sen und Leistungsstufen der technischen Spezi- 
fikationen nach der Bauproduktenrichtlinie 
festzulegen. 


Diese Doppelgleisigkeit der Umsetzung bringt 
keine Nachteile. Alle wesentlichen Elemente der 
Bauproduktenrichtlinie, wie die Vorschriften über 
die Brauchbarkeit, Konformität und das CE-Zei- 
chen nach der Bauproduktenrichtlinie, sollen im 
Bauproduktengesetz geregelt werden. Dies 
schließt die wichtigsten Verfahren wie die Ertei- 
lung einer eiuopäischen technischen Zulassung 
oder die Anerkennimg von Prüf-, Überwachungs- 
und Zertifizienmgsstellen mit ein. 

In den Verwendungsgesetzen soll dagegen das 
Verfahren zur Bestimmung der erforderhchen 
Klassen und Leistimgsstufen und zm Bedeuhmg 
des CE-Zeichens nach der Bauproduktenrichtlinie 
auch für die Verwendung der Bauprodukte gere- 
gelt werden. Ferner ist das Sonderverfahren der 
Artikel 16 und 17 Bauproduktenrichtlinie, das auf 
die bisherigen nationalen Verwendungsvorschrif- 
ten abstellt, in den jeweüigen Verwendungs Vor- 
schriften, insbesondere in den Landesbauordnun- 
gen, umzusetzen. Soweit über die Verknüpfung 
mit der Baukoordinienmgsrichtlinie die „öffentli- 
che Hand" als Auftraggeber von Bauprodukten be- 
troffen ist — wie im Bereich der Bundesfemstra- 
ßen — , soll eine Umsetzung durch Vergab erichth- 
nien erfolgen. 

Das Bauproduktengesetz soll die Bauprodukten- 
richtlinie nur insoweit umsetzen, als dies notwen- 
dig ist. Es enthält daher keine Vorschriften, die die 
Willensbüdung der Kommission vorbereiten sollen. 
Dies güt zum Beispiel für die Vorschriften über den 
Ständigen Ausschuß für das Bauwesen, die Vorbe- 
reitung technischer Spezifikationen, die Erstellimg 
von Gnmdlagendokumenten, die Erteüung von 
Mandaten für harmonisierte Normen an CEN/ 
CENELEC oder den Auftrag zur Erarbeitimg von 
Leitlinien an die EOTA. 


2. Kompetenzrechtliche Einordnung 

In den Erwägungsgründen zur Bauproduktenricht- 
linie ist als Ziel der Richtlinie angegeben, die Be- 
hindenmg des Warenverkehrs durch technische 
Hemmnisse zu beseitigen. Zugleich wird aner- 
kannt, daß es weiterhin den Mitghedstaaten ob- 
liegt, für die Sicherheit der Bauwerke des Hoch- 
und Tiefbaus und die Einhaltung der sonstigen 
Anfordemngen des Allgemeinwohls zu sorgen. 

Diese Überlegimgen sind auch für die kompetenz- 
rechthche Einordnung des Bauproduktengesetzes 
maßgebhch. Unmittelbares Regelungsziel ist es, 
Handelshemmnisse tu Form technischer Regeln 
beim Inverkehrbringen von Bauprodukten tmd 
beim freien Warenverkehr mit Bauprodukten von 
und nach den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften abzubauen. Dies ist typischer- 
weise dem Recht der Wirtschaft nach Artikel 74 
Nr. 1 1 GG zuzuordnen. Der Umstand, daß sich die 
Regelungen dieses Gesetzes auch auf Bereiche 
auswirken, die die Verwendung von Bauprodukten 
regeln und in diesen Bereichen bisher bestehende 
Entscheidungsmöglichkeiten und Verfahren in ge- 
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wissem Umfang einschränken oder ersetzen, be- 
gründet keinen Vorrang dieser Kompetenztitel ge- 
genüber dem durch das unmittelbare Regelungs- 
ziel begründeten Kompetenztitel aus Artikel 74 
Nr. 11 GG. 


3. Anwendung des Gesetzes 

In § 2 Abs. 1 werden Bauprodukte entsprechend 
der Bauproduktenrichtlinie in umfassendem Sinn 
definiert. Damit findet das Gesetz aber mit seinem 
Inkrafttreten auf die so definierten Bauprodukte 
noch nicht insgesamt Anwendung. Die Vorausset- 
zimgen sind vielmehr in § 3 Abs. 1 im einzelnen 
auf gezählt. Um das Gesetz auf ein einzelnes Bau- 
produkt anzuwenden, müssen alternativ folgende 
Voraussetzungen erfüllt sein: 

— Für das Bauprodukt müssen harmonisierte oder 
anerkannte Normen vorliegen (§ 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1), 

— für das Bauprodukt oder den Produktbereich 
müssen Leitlinien für die europäische techni- 
sche Zulassung erarbeitet (§ 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2) oder die Erteilimg europäischer techni- 
scher Zulassungen ohne Leitlinien möglich sein 
(§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3) oder 

— das Bauprodukt muß in die liste der Produkte, 
die in bezug auf die wesentlichen Anforderun- 
gen nur eine untergeordnete Rolle spielen, auf- 
genommen sein (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4). 

In den Fällen, in denen Normen oder Leitlinien für 
ein Produkt auf EG-Ebene vorliegen oder das Pro- 
dukt in die Liste der imtergeordneten Produkte 
auf genommen ist, soU ferner aus Gründen der 
Rechtsklarheit eine Bekanntmachimg im Bundes- 
anzeiger durch den Bundesminister für Raumord- 
nimg, Bauwesen imd Städtebau erfolgen. Dem 
Bundesminister steht bei der Bekanntmachung 
kein Ermessen zu. Mit der Bekanntmachimg sollen 
die Vorschriften dieses Gesetzes dann auf die ent- 
sprechenden Bauprodukte anzuwenden sein. 

Bereits mit dem Inkrafttreten anwendbar sollen für 
alle Bauprodukte die Vorschriften über das Verbot 
unberechtigt gekennzeichneter Bauprodukte, das 
Betretungsrecht und über die Bußgeldvorschriften 
(§§ 13 und 14) sowie über die Möglichkeit sein, in 
einem besonderen Verfahren bei Nichtvorliegen 
von bekanntgemachten harmonisierten oder aner- 
kannten Normen für ein Bauprodukt eine europäi- 
sche technische Zulassung erteilen zu können, ob- 
wohl keine Leitlinien bekanntgemacht sind (§ 5 
Abs. 4 Satz 2). Ist eine solche europäische tech- 
nische Zulassimg ohne Leitlinie erteilt, ist auf 
dieses Bauprodukt das Gesetz insgesamt anzu- 
wenden. 

Die Vorschriften über die Zulassungsstelle (§ 7 in 
Verbindung mit § 16 Abs. 1) und die Prüf-, Über- 


wachimgs- imd Zertifizierungsstellen (§ 11 in Ver- 
bindung mit § 16 Abs. 2) sind unmittelbar mit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes anzuwenden. 


4. Nebeneinander von Bauproduktengesetz und 
bisherigen Vorschriften 

Aus der Vorschrift des Gesetzes über die Anwen- 
dung auf einzelne Bauprodukte (§ 3) folgt, daß das 
Bauproduktengesetz erst cillmähhch seine Rechts- 
wirkung auf Bauprodukte entfalten wird. Dies 
geschieht im wesenthchen in dem Umfang, in 
dem harmonisierte Normen von CEN/CENELEC 
erstellt oder Leitlinien von der EOTA erarbeitet 
werden. 

Erst mit der Bekanntmachimg der Normen, der 
Leitlinien imd der Liste der untergeordneten Pro- 
dukte durch den Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau werden die anson- 
sten geltenden nationalen Vorschriften über Bau- 
produkte — vor allem des Bauordnungsrechts über 
Baustoffe, Bauteile und Bauarten — durch dieses 
Gesetz weitgehend verdrängt. Bis zu diesem Zeit- 
punkt sind sie für die jeweüigen Bauprodukte da- 
gegen weiterhin anzuwenden. In den Fällen einer 
fakultativen Erteilung einer europäischen techni- 
schen Zulassung ohne Leitlinie (§ 3 Abs, 1 Satz 1 
Nr. 3) sollen das Bauproduktengesetz oder die bis- 
herigen Vorschriften über Bauprodukte wahlweise 
anzuwenden sein. Dem Hersteller soll es dann zum 
Beispiel freistehen, ob er für ein Bauprodukt eine 
europäische technische Zulassung nach diesem 
Gesetz oder eine allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassung nach einer Landesbauordnung bean- 
tragt. 

Sind für ein Bauprodukt Normen oder Leitlinien 
nach der Bauproduktenrichtlinie bekanntgemacht, 
kann ein Hersteller auch weiterhin nach den bishe- 
rigen nationalen Vorschriften Bauprodukte in den 
Verkehr bringen, wenn in den bekanntgemachten 
harmonisierten Normen oder den europäischen 
technischen Zulassungen nicht etwas anderes be- 
stimmt ist (§ 4 Abs. 2). Das Inverkehrbringen dieser 
Bauprodukte richtet sich dann zum Beispiel nach 
den Verwendungsregeln der jeweüigen Landes- 
bauordnungen, des WHG oder des FStrG, die inso- 
weit auch als maßgebhch für das Inverkehrbringen 
erklärt werden. SchMeßlich richtet sich das Inver- 
kehrbringen von Bauprodukten, deren Verwen- 
dung nur für den EinzelfaU bestimmt ist, nicht nach 
dem Bauproduktengesetz; für deren Verwendung 
gelten z. B. die Landesbauordnungen, das WHG 
oder das FStrG. 


5. Grundprinzipien des Gesetzes 

Das Gesetz unterscheidet wie die Richtlinie zwi- 
schen der Brauchbarkeit (§ 5) und der Konformität 
(§ 8). Brauchbarkeit und Konformität zusammen 
führen zum CE-Zeichen nach diesem Gesetz (§ 12) ; 
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insoweit kann auf die Darstellung der Richtlinie 
imd auf die Begründung zu den einzelnen Vor- 
schriften verwiesen werden. 


6. Zulassungsstelle 

Die Durchführung des Gesetzes soU nach Arti- 
kel 83 GG Angelegenheit der Länder sein. Diese 
beabsichtigen, sich in einem Bimd-Länder-Ab- 
kommen über das Deutsche Institut für Bautechnik 
(IfBT), Berlin, darauf zu verständigen, daß das Insti- 
tut die nationale Stelle zur Erteilung europäischer 
technischer Zulassimgen sein soU. Sie knüpfen da- 
bei an die Tradition des Instituts für Bautechnik, 
Berlin, an, dem auf der Gnmdlage des Abkommens 
aus dem Jahr 1968 die Erteilung allgemeiner bau- 
aufsichtiicher Zulassimgen von den meisten Län- 
dern übertragen worden ist. Durch diese Vorge- 
hensweise soU sichergesteUt werden, daß trotz der 
oben dargesteUten Zweigleisigkeit von einerseits 
europäischen technischen Zulassungen und ande- 
rerseits aUgemeinen bauaufsichtiichen Zulassun- 
gen eine weitgehende organisatorische Einheit- 
lichkeit gewährleistet bleibt. 

Die Übertragung der Aufgaben der Zulassungs- 
steUe auf das IfBT durch die Länder ist auch des- 
halb zweckmäßig, weil nach der Bauprodukten- 
richtlinie die nationale ZulassungssteUe zugleich 
im Gremium der von den MitgUedstaaten bestimm- 
ten ZulassungssteUen (EOTA) mitwirkt (Anhang II 
Nr. 2 Bauproduktenrichtlinie). Dieses Gremium er- 
arbeitet unter anderem die Leitlinien für die euro- 
päische technische Zulassung und wirkt bei der 
Erteilimg europäischer technischer Zulassungen 
ohne Leitlinien nach Artikel 9 Abs. 2 Bauproduk- 
tenrichtlinie mit. Da beide Maßnahmen für die 
Bundesrepublik Deutschland verbindhch sind, ist 
die Mitwirkung der nationalen Zulassungsstelle im 
Gremium der Zulassungsstellen auf EG -Ebene 
dem Außenvertretungsrecht des Bundes nach Arti- 
kel 32 GG zuzuordnen. 

Diese europarechtiichen Vorgaben der Baupro- 
duktenrichtlinie haben u. a. dazu geführt, daß die 
Länder dem Institut die Aufgaben der Zulassungs- 
stelle im Abkommen über das Institut zu übertra- 
gen beabsichtigen und das Institut durch das Ge- 
setz im Wege der Organleihe mit den Aufgaben im 
Rahmen der EOTA beauftragt werden soU {§ 7 
Abs. 2 imd 3). Das notwendige Weisungsrecht des 
Bxmdes im Rahmen der Organleihe imd die Kosten- 
erstattung soUen im Abkommen über das Institut 
geregelt werden, ebenso wie die Beteiligung der 
Länder an der WiUensbüdimg in diesem Gre- 
mium. 

Da das Abkommen über das Deutsche Institut für 
Bautechnik von den Ländern erst im Zusammen- 
hang mit der NoveUierung der Landesbauordnun- 
gen zur Angleichung an die Bauproduktenrichth- 
nie ratifiziert werden soU, enthält § 16 Abs. 1 inso- 
weit eine Übergangsregelung einschließlich einer 
Regelung betreffend die vom Bimd zu ersetzenden 
Kosten in den Jahren 1992 und 1993. 


7. Prüf-, Überwachimgs- und Zertifizierungsstellen 

Eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Konfomn- 
tätsüberwachimg kommt den Prüf-, Überwa- 
chungs- imd ZertifizienmgssteUen zu. Diese wer- 
den anhand bestimmter, durch eine Rechtsverord- 
nung des Bundesministers für Raumordnimg, Bau- 
wesen und Städtebau mit Zustimmung des Bim- 
desrates zu präzisierender Anforderungen von den 
zuständigen obersten Landesbehörden aner- 
kannt. 

Diese Tätigkeit kann auch von Behörden wahrge- 
nommen werden, wenn dies von ihren Aufgaben 
umfaßt ist, sie über ausreichend geeignete Fach- 
kräfte verfügen und mit den erforderlichen Vor- 
richtungen ausgestattet sind; einer Anerkennung 
durch die obersten Landesbehörden bedarf es 
nicht. 


8. Auswirkungen auf die Einzelpreise 

Durch die Brauchbarkeits- und Konformitätsnach- 
weisverfahren des Gesetzentwurfs können verein- 
zelt Einzelpreiserhöhungen ausgelöst werden, de- 
ren Umfang derzeit nicht abschätzbar ist. Dem ste- 
hen mögliche Einzelpreissenkungen für Baupro- 
dukte aufgrund eines EG-weiten Wettbewerbs ge- 
genüber. Auswirkungen auf das Preisniveau, ins- 
besondere das Verbraucherpreisniveau, können 
nach oben wie nach unten eintreten, lassen sich 
aber nicht quantifizieren. Auswirkungen auf die 
vom Deutschen Institut für Bautechnik zu erheben- 
den Gebühren sind durch die Umstellung von einer 
institutioneilen Förderung des Instituts durch den 
Bund auf eine Kostenerstattimg im Rahmen der 
Organleihe nicht zu erwarten. 


B« Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Zweck) 

Entsprechend der Umsetzimgskonzeption (siehe 
A. II. 1) soU nach Satz 1 dieser Vorschrift dieses Gesetz 
die Bauproduktenrichtlinie nur insoweit umsetzen, als 
das Inverkehrbringen von Bauprodukten imd der freie 
Warenverkehr mit Bauprodukten zu regeln ist. Der 
freie Warenverkehr mit Bauprodukten soU durch das 
Gesetz insoweit geregelt werden, als es sich um den 
Export und Import von Bauprodukten aus und nach 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten sowie den inländischen Warenverkehr mit Bau- 
produkten handelt. Bauprodukte aus Drittländern 
dürfen gleichf aUs in der Bundesrepublik Deutschland 
nur in den Verkehr gebracht werden, wenn sie den 
Anforderungen dieses Gesetzes entsprechen. Von 
diesem Gesetz unberührt soU dagegen der freie Wa- 
renverkehr mit Bauprodukten aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Drittländer bleiben. 

Satz 2 soU klarsteUen, daß die Rechtsvorschriften, die 
die Verwendung von Bauprodukten regeln, durch 
dieses Gesetz unberührt bleiben; sie soUen entspre- 
chend der Umsetzungskonzeption gesondert cm die 
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Bauproduktenrichtlinie angepaßt werden. Dies gilt 
zum Beispiel für die Landesbauordnungen und das 
Wasserhaushaltsgesetz. 


Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Da die Bauproduktenrichtlinie und ihr folgend das 
Bauproduktengesetz an verschiedenen Stellen diesel- 
ben Begriffe verwenden, sollen diese am Anfang des 
Gesetzes definiert werden, um so ihre einheitiiche 
Auslegung im Gesetz zu gewährleisten. 

Absatz 1 definiert den Begriff der Bauprodukte in 
Übereinstimmung mit Artikel 1 Abs. 2 Bauprodukten- 
richtlinie und imter Einschluß der Protokollerklärung 
Nr. 3 zur Bauproduktenrichtlinie sowie in enger An- 
lehnung an die Begriffsbestimmimgen der Landes- 
bauordnungen. Baustoffe sind ungeformte Stoffe wie 
Zement oder Beton und geformte Stoffe wie Ziegel 
oder Stahlträger. Bauteile sind aus Baustoffen herge- 
stellte Gegenstände wie Fenster und Türen. Unter 
Anlagen sind zum Beispiel Lüftungsanlagen zu ver- 
stehen, die auf der Baustelle zusammengesetzt wer- 
den müssen. Zum Bekiff der vorgefertigten Anlagen 
enthält das Gesetz in Anlehnung an die ProtokoU- 
erkläixmg Nr. 3 zur Bauproduktenrichtiinie selbst Bei- 
spiele. 

In Absatz 2 wird das wichtigste Harmonisierungsin- 
strument der Richthnie — die harmonisierte Norm — 
definiert. Voraussetzimg ist zunächst ein Mandat der 
Kommission auf der Grundlage der Bauprodukten- 
richtlinie an die Europäischen Normungsorganisatio- 
nen CEN oder CENELEC (Artikel 7 Abs. 1 Baupro- 
duktenrichtlinie). Dieses Mandat wird im Ständigen 
Ausschuß für das Bauwesen vorberaten. Es gibt in der 
Regel die notwendigen Klassen und Leistungsstufen 
sowie das Verfahren der Konformitätsbescheinigung 
an (Artikel? Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 20 
Abs. 2 Buchstabe a Bauproduktenrichtlinie). Die har- 
monisierten Normen werden dann von CEN oder 
CENELEC erarbeitet. Sie sollen die Grundlagendoku- 
mente berücksichtigen und soweit wie möglich in 
Form von Leistungsanforderungen an ein Bauprodukt 
abgefaßt werden (Artikel 7 Abs. 2 Bauprodukten- 
richtlinie). 

Sind die Normen erstellt, sind sie nach Stellungnahme 
des Ständigen Ausschusses für das Bauwesen zu ge- 
nehmigen (Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 Bauproduktenricht- 
linie). Anschheßend werden sie von der Kommission 
durch Angabe der Fundstellen in der Ausgabe C des 
Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaften veröf- 
fenüicht (Artikel 7 Abs. 3 Bauproduktenrichtlinie). 
Die so veröffentlichten harmonisierten Normen sind 
anschheßend in nationale Normen umzusetzen, zu- 
meist in DIN-EN- Normen. Die Mitghedstaaten veröf- 
f entheben die FundsteUen dieser Umsetzungsnormen 
(Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 Buchstabe a Bauprodukten- 
richtlinie). 

Von den harmonisierten Normen im Sinne des § 2 
Abs. 2 Satz 1 , die auch als B-Normen bezeichnet wer- 
den, sind solche harmonisierten Normen zu rmter- 
scheiden, die gleichfaUs auf der Gnmdlage der Bau- 
produktenrichtlinie ersteht werden, aber keine Nor- 


men im Sinne von Leistungsanforderungen an ein 
Produkt darstehen. Sie behandeln vielmehr Quer- 
schnittsaspekte wie die Standsicherheit von Bauwer- 
ken. Sie werden auch als A-Normen bezeichnet. Die 
Unterscheidung zwischen A- und B-Normen ist not- 
wendig, da nur die B-Normen vom Harmonisierungs- 
auftrag der Richthnie umfaßt sind und daher auch nur 
diese Normen die bindende Wirkung von harmoni- 
sierten Normen entfalten können. Dessenungeachtet 
sind A-Normen als Grundlage für weitere Normungs- 
arbeiten notwendig. Zulässig ist auch, daß eine 
A-Norm für ein bestimmtes Bauprodukt zugleich zur 
B-Norm erklärt wird, wenn das Bauprodukt bereits 
auf der Grundlage der A-Norm hinreichend beurteilt 
werden kann. 

Von den harmonisierten Normen nach § 2 Abs. 2 
Satz 1 sind ferner diejenigen nationalen DIN-EN-Nor- 
men zu unterscheiden, die CEN-Normen umsetzen, 
die nicht auf Grund von Mandaten der Kommission 
nach der Bauproduktenrichtlinie, sondern von CEN 
z. B. im Wege der Selbstbefassung erarbeitet worden 
sind. 

Harmonisierte Normen im Sinne des § 2 Abs. 2 Satz 1 
sind für die Mitghedstaaten bindend. Der Mitghed- 
staat darf weder bei der Umsetzimg in eine nationale 
Norm noch durch Verwaltungs Vorschriften oder 
Rechtssetzungsakte von diesen Normen abweichen 
oder sie für nicht anwendbar erklären. Möghch ist 
aber, im Rahmen der in den harmonisierten Normen 
vorgegebenen Klassen und Leistimgsstufen zu be- 
stimmen, welcher Klasse und Leistungsstufe ein Bau- 
produkt entsprechen muß, um für einen bestimmten 
Zweck verwendet zu werden. Enthält eine harmoni- 
sierte Norm die gewünschte Klasse und Leistungs- 
stufe nicht, muß diejenige Klasse und Leistungsstufe 
gewählt werden, die der gewünschten am nächsten 
kommt. Die Einwirkungsmöghehkeiten des Mitghed- 
staates sind zunächst jedoch bei der Abfassimg der 
Grundlagendokumente und der Mandate für die Nor- 
mung über den Ständigen Ausschuß für das Bauwe- 
sen gegeben. Nach Protokoherklärung Nr. 1 zur Bau- 
produktenrichtlinie sind dabei die vertretbaren tech- 
nischen Traditionen der einzelnen Mitghedstaaten 
voU zu berücksichtigen. 

Wegen der Bindungswirkung von harmonisierten 
Normen für die Verwaltung und den Gesetzgeber sol- 
len Bund imd Länder nach Absatz 2 Satz 2 in der Re- 
gel im Rahmen der Beteihgung interessierter Kreise 
bei der Erarbeittmg dieser Normen mitwirken, sofern 
dies erforderheh ist, um das in öffenthch-rechthchen 
Vorschriften oder im öffenthehen Auftragswesen ge- 
gebene technische Anforderungsniveau in die euro- 
päische Normimg einzubringen. 

Bei den anerkannten Normen nach Absatz 3 handelt 
es sich um produktbezogene Normen der Mitghed- 
staaten. Ihnen gleichgesteUt sind nach ProtokoUerklä- 
rung Nr. 7 zur Bauproduktenrichtlinie z. B. die in na- 
tionale Normen umgesetzten CEN-Normen, die nicht 
auf Mandaten nach der Bauproduktenrichtlinie beru- 
hen. Ist ein Mitghedstaat der Auffassung, daß eine 
solche Norm mit den wesenthehen Anforderungen 
nach Artikel 3 Bauproduktenrichtlinie übereinstimmt, 
teilt er sie der Kommission im Wortlaut mit. Die Kom- 
mission unterrichtet daraufhin die übrigen Mitghed- 
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Staaten (Artikel 4 Abs. 3 Bauproduktenrichtlinie) und 
befaßt den Ständigen Ausschuß für das Bauwesen 
(Artikel 5 Abs. 2 Bauproduktenrichtlinie). 

Kommt die Kommission unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für das 
Bauwesen zu dem Ergebnis, daß die gemeldete natio- 
nale Norm mit den wesentiichen Anforderungen 
übereinstimmt oder dieses nicht der Fall ist, imterrich- 
tet sie darüber die Mitghedstaaten. Im Falle der Über- 
einstimmung veröffentlicht sie die Fimdstelle der 
Norm im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
(Artikel 5 Abs. 2 Satz 2 und Artikel 4 Abs. 3 Satz 6 
Bauproduktenrichtlinie). Dabei kann sie auch das 
Verfahren der Konformitätsbescheinigung angeben 
(Artikel 13 Abs. 4 Satz 3 Bauproduktenrichtlinie). Die 
Mitghedstaaten veröffenthchen daraufhin ihrerseits 
die Fundstelle dieser anerkannten Norm (Artikel 4 
Abs. 3 Satz 5 Bauproduktenrichtünie) imd geben da- 
bei eventuell das Konformitätsbescheinigungsverfah- 
ren an. 

Ist die Kommission oder ein Mitghedstaat der Auffas- 
sung, eine anerkannte Norm entspreche nicht mehr 
den wesentiichen Anforderungen, zum Beispiel weil 
diese inzwischen durch eine harmonisierte Norm in 
einer von der anerkannten Norm abweichenden 
Weise konkretisiert worden sind, wird die Kommis- 
sion damit den Ständigen Ausschuß für das Bauwesen 
befassen (Artikel 5 Abs. 2 Satz 3 Bauproduktenrichtü- 
nie). Unter Berücksichtigung seiner Stellungnahme 
unterrichtet die Kommission die Mitghedstaaten von 
ihrer Entscheidung, Im Falle, daß der Wegfall der 
Übereinstimmung festgestellt wird, heben die Mit- 
güedstaaten die Veröffenthchung der anerkannten 
Norm mit Wirkung ex nunc auf (Artikel 5 Abs. 2 Satz 4 
Bauproduktenrichtünie). Vergleichbare Verfahren 
gelten für harmonisierte Normen imd europäische 
technische Zulassungen und analog auch für LeitÜ- 
nien für die europäische technische Zulassung (Arti- 
kel 5 Abs. 1 Bauproduktenrichtünie). 

Die in Absatz 4 angesprochenen Leitlinien für die eu- 
ropäische technische Zulassung sind im Regelfall Vor- 
aussetzung für die Erteüung europäischer technischer 
Zulassungen. Sie werden vom Gremium der von 
den Mitghedstaaten bestimmten Zulassungsstellen 
(EOTA) erarbeitet. Voraussetzung ist ein Auftrag der 
Kommission bezogen auf ein bestimmtes Bauprodukt 
oder einen Produktbereich (Artikel 1 1 Abs, 1 Baupro- 
duktenrichtünie). In diesen Aufträgen sind auch die 
Klassen und Leistungsstufen (Artikel 20 Abs. 2 Buch- 
stabe a Bauproduktenrichtünie) und das Konformi- 
tätsnachweisverfahren (Artikel 13 Abs. 4 Satz 3 Bau- 
produktenrichtünie) vorzugeben. Der Mindestinhcilt 
der Leitlinien ist in Artikel 11 Abs. 2 Bauprodukten- 
richtünie festgelegt. Daraus folgt, daß auch die Leitü- 
nien produktbezogen ausgestaltet sein müssen (Arti- 
kel 11 Abs. 2 Buchstabe b Bauproduktenrichtünie). 

Absatz 5 enthält schüeßüch eine Definition der euro- 
päischen technischen Zulassung. Es handelt sich um 
einen besonderen Brauchbarkeitsnachweis, der erfor- 
derüch ist, entweder weü bekanntgemachte harmoni- 
sierte oder anerkannte Normen für das Bauprodukt 
nicht vorüegen oder weü das Bauprodukt von diesen 
nicht nur unwesentüch ab weicht (Artikel 8 Abs. 2 


Satz 1 Bauproduktenrichtünie). In beiden FäUen sind 
europäische technische Zulassungen mögüch. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
und die übrigen Mitghedstaaten sind der Auffassung, 
daß die eiuropäische technische Zulassung keine AU- 
gemeinverfügung (§ 35 Satz 2 VwVfG) darstellt, da 
sie neben produktbezogenen Feststellungen auch 
herstellerbezogene Feststellungen enthält. Die vorge- 
sehene Definition schüeßt sich dieser Auslegung an, 
um eine einheitüche Anwendung der Richtünie in den 
Mitghedstaaten der Europäischen Gemeinschaften zu 
gewährleisten. 


Zu § 3 (Anwendungsbereich) 

Absatz 1 soll den konkreten Anwendungsbereich be- 
zogen auf einzelne Bauprodukte festlegen. Vorausset- 
zung für die Anwendung des Gesetzes auf ein konkre- 
tes Bauprodukt ist danach, daß die Fundstellen von 
harmonisierten oder anerkannten Normen von der 
Komnüssion der Europäischen Gemeinschaften veröf- 
fentücht worden sind (Satz 1 Nr. 1), Leitünien für die 
europäische technische Zulassung vorüegen (Satz 1 
Nr. 2) oder das Produkt in eine Liste aufgenommen ist 
(Satz 1 Nr. 4). Dabei erfaßt Satz 1 Nr. 1 auch die Fälle, 
in denen ein Bauprodukt von diesen harmonisierten 
oder anerkannten Normen abweicht und die Ertei- 
lung einer europäischen technischen Zulassung ohne 
Leitünien in Betracht kommt. Der Fall des Abwei- 
chens von einer harmonisierten oder anerkannten 
Norm sowie des Fehlens solcher Normen und der Er- 
teüung einer europäischen technischen Zulassung auf 
der Grundlage von Leitünien fäUt unter Satz 1 Nr. 2. In 
den FäUen von Satz 1 Nr. 1, 2 und 4 besteht, wenn 
auch die Voraussetzungen nach Satz 2 erfüUt sind, ein 
Anwendungszwang des Gesetzes, was die im Gesetz 
enthaltenen Ausnahmen einschüeßt. Satz 1 Nr. 3 re- 
gelt dagegen den FaU einer fakiütativen Anwendung 
des Gesetzes. Das Gesetz kann dann auf Bauprodukte 
angewandt werden, wenn auf Antrag des HersteUers 
wegen Fehlens von harmonisierten oder anerkannten 
Normen eine europäische technische Zulassung er- 
teüt werden soU, obwohl keine Leitünie für europäi- 
sche technische Ziüassungen bekanntgemacht ist. Da 
in diesen FäUen die Erteüung einer europäischen 
technischen Zulassung davon abhängt, daß aUe von 
den Mitghedstaaten bestimmten ZiüassungssteUen 
nach Artikel 9 Abs. 2 Bauproduktenrichtünie der Zu- 
lassung zustimmen imd die Kommission die Erteüung 
nach Artikel 8 Abs. 3 Bauproduktenrichtünie gestat- 
tet, schüeßt dies einen Anwendungszwang des Geset- 
zes aus. Die Entscheidung, ob das Gesetz in diesen 
FäUen angewandt werden soU, trifft der HersteUer ei- 
nes Bauprodukts, da es sich bei einer europäischen 
technischen Zulassung um einen mitwirkungsbedürf- 
tigen Verwaltungsakt handelt. 

Satz 2 macht die Anwendung des Gesetzes auf ein- 
zelne Bauprodukte in FäUen von Normen, Leitünien 
und der Liste davon abhängig, daß der Bundesmini- 
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die 
Normen, in die die harmonisierten Normen umgesetzt 
worden sind, die anerkannten Normen, die Leitünien 
oder die Liste im Bundesanzeiger bekanntgemacht 
hat. Die Bekanntmachung dient der Rechtsklarheit 
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zum Beispiel hinsichtiich der Frage, ob es sich bei 
einer DIN-EN-Norm, die sich auf ein Bauprodukt be- 
zieht, um eine harmonisierte Norm im Sinne des Ge- 
setzes handelt. Die Leitlinien und die Liste sind insge- 
samt, die Normen nur nach Gegenstand und Fund- 
stelle bekanntzumachen. Die Differenzierung beruht 
darauf, daß es hinsichtiich der Leitlinien und der Liste 
an einer anderweitigen Veröffentiichung fehlt. Dem 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau steht bei der Bekanntmachung kein Ermes- 
sen zu. 

Satz 3 regelt die Frage, ab welchem Zeitpunkt das 
Gesetz auf die so bestimmten Bauprodukte anzuwen- 
den ist. Ist für die Anwendung nach Satz 2 eine Be- 
kanntmachimg erforderUch, ist das Gesetz auf die so 
bestimmten Bauprodukte mit dem Zeitpunkt der Be- 
kanntmachung anzuwenden. Das Gesetz ist bereits 
mit seinem Inkrafttreten auf alle Bauprodukte inso- 
weit anwendbar, als für diese auch ohne Leitlinie auf 
Antrag eine europäische technische Zulassung nach 
§ 5 Abs. 4 Satz 2 erteilt werden kann oder in diesem 
Verfahren erteilt worden ist. Für alle Bauprodukte 
sind ferner nach Satz 3 Halbsatz 2 die Vorschriften der 
§§13 und 14 mit dem Inkrafttreten des Gesetzes anzu- 
wenden, um Mißbrauchsfällen wirksam begegnen zu 
können. 

Satz 4 regelt schheßlich den Fall, daß die Kommission 
anerkannte oder harmonisierte Normen im Verfahren 
der Bauproduktenrichtlinie zurückzieht (Artikel 5 
Abs. 1 und 2 Satz 3 und 4 Bauproduktenrichtlinie); in 
diesen Fällen ist das Gesetz mit der Bekarmtmachung 
dieser Entscheidungen durch den Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau im Bundes- 
anzeiger auf die davon betroffenen Bauprodukte inso- 
weit nicht mehr anzuwenden. In der Bauprodukten- 
richthnie nicht ausdrücklich geregelt, aber in einer 
analogen Anwendung möglich, soll vorgesehen wer- 
den, daß auch Leitlinien oder Teile der Liste von der 
Kommission zurückgezogen werden können. 

Absatz 2 soll dem Umstand Rechnung tragen, daß in 
Ausnahmefällen für ein Bauprodukt auch andere 
Rechtsvorschriften einschlägig sein können, die 
gleichfalls der Umsetzung von EG -Richtlinien dienen. 
Im Regelfall wird jedoch bereits durch Befassung 
des Ausschusses nach Artikel 6 der Richtiinie 
83/189/EWG in Verbindung mit Artikel 7 Abs. 1 Bau- 
produktenrichtlinie sichergestellt, daß ein Produkt 
nur nach einer Richtlinie genormt wird und daher 
auch nur ein Konformitätsnachweisverfahren maß- 
geblich ist. Die Kollisionsnorm des Absatzes 2 stellt 
klar, daß keine Rechtsvorschrift Vorrang genießt, son- 
dern insoweit anzuwenden ist, als sie Regelungen in 
bezug auf wesentiiche Anforderungen enthält. 


Zu § 4 (Allgemeine Anforderungen) 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß ein Bauprodukt, 
für das das Gesetz anwendbar ist, nur in den Verkehr 
gebracht und frei gehandelt werden darf, wenn es 
brauchbar ist und die Konformität in dem dafür vorge- 
schriebenen Verfahren nachgewiesen worden ist. Da- 
mit soll im Grundsatz zugleich festgelegt werden, daß 
jedes Bauprodukt, das in den Anwendungsbereich 


des Gesetzes fällt, auch ein Konformitätsnachweisver- 
fahren erfolgreich durchlaufen muß, an dessen Ende 
im Regelfall das CE-Zeichen nach diesem Gesetz 
steht. Dieser Grundsatz gilt, soweit das Gesetz nicht 
ausdrückhch Ausnahmen zuläßt. 

Auf eine wichtige Ausnahme von der Verpflichtung, 
ein Konformitätsnachweisverfahren nach diesem Ge- 
setz durchführen zu müssen, weist Absatz 2 hin. Liegt 
für ein Bauprodukt eine bekanntgemachte harmoni- 
sierte oder anerkannte Norm oder eine dem Hersteller 
erteilte, europäische technische Zulassung vor, kön- 
nen dennoch Bauprodukte in den Verkehr gebracht 
werden, die den bisherigen nationalen Vorschriften 
über das Inverkehrbringen oder die Verwendung des 
Bauprodukts entsprechen, wie z. B. den Landesbau- 
ordnungen (nationaler Weg). Dieser Weg ist nur dann 
ausgeschlossen, wenn die harmonisierte Norm oder 
die dem Hersteller erteilte, europäische technische 
Zulassung diese Möglichkeit ausdrücklich aus- 
schließt, was in der Regel im Wege einer zeitiichen 
Befristung im Sinne einer Übergangsregelung ge- 
schehen soll. Durch anerkannte Normen kann der 
nationale Weg nicht ausgeschlossen werden. 

Für diese Bauprodukte, für die nach Wahl des Herstel- 
lers die nationalen Verwendungsvorschriften hin- 
sichtiich der Brauchbarkeit auch für das Inverkehr- 
bringen maßgeblich sein sollen, gelten dann die natio- 
nalen Konformitätsvorschriften, sofern solche beste- 
hen. Diese Bauprodukte dürfen das CE-Zeichen nach 
diesem Gesetz nicht tragen. Dies bedingt allerdings, 
daß mit der Veröffentlichung von harmonisierten Nor- 
men die bisherigen nationalen Normen nicht ersatzlos 
zurückgezogen werden. 

In einer europäischen technischen Zulassung kann 
nach dem Wortlaut der Bauproduktenrichtiinie — Ar- 
tikel 6 Abs. 2 Bauproduktenrichtlinie spricht insoweit 
von europäischen technischen Spezifikationen nach 
Kapiteln II und III der Richtlinie — gleichfalls ein Aus- 
schluß des nationalen Wegs ausgesprochen werden. 
Da die europäische technische Zulassung jedoch 
keine Allgemeinverfügung darstellt, kann sich ein sol- 
cher Ausschlxiß auch nur gegen den Hersteller als 
Adressaten der europäischen technischen Zulassung 
richten. Andere Hersteller, die das gleiche Produkt in 
den Verkehr bringen wollen, sind von einem solchen 
Ausschluß nicht betroffen. 

Die Regelung gilt auch in den Fällen von § 5 Abs. 3 
und 5. Die Vorschrift dient der Umsetzung von Arti- 
kel 6 Abs. 2 Bauproduktenrichtlinie. 

Absatz 3 enthält eine Ausnahme vom Grundsatz des 
Absatzes 1 hinsichtiich der Bauprodukte, die in der 
Liste nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Gesetzes aufge- 
führt sind. Absatz 3 dient der Umsetzung von Artikel 4 
Abs. 5 Bauproduktenrichtlinie. Die Produkte der Liste 
dürfen in den Verkehr gebracht werden, wenn sie all- 
gemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen 
und der Hersteller dies durch eine Erklärung bestä- 
tigt. Unter allgemein anerkannten Regeln der Technik 
sind diejenigen technischen Regeln zu verstehen, die 
in einem Mitghedstaat der Europäischen Gemein- 
schaften allgemein anerkannt sind. Diese technischen 
Regeln müssen nicht auch im Sitzland des Herstellers 
anerkannt sein. Über Inhalt und Form der Erklänmg 
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des Herstellers enthält die Bauproduktenrichtlinie 
und ihr folgend das Bauproduktengesetz keine Aussa- 
gen; die Erklärung muß aber mit dem Bauprodukt ver- 
bunden sein. § 8 Abs. 7 kann insoweit herangezogen 
werden. Die Produkte der Liste dürfen das CETZei- 
chen nach diesem Gesetz nicht tragen. 

Absatz 4 betrifft als eine weitere Ausnahme vom 
Gnmdsatz des Absatzes 1 die Bauprodukte, die nur in 
einem konkreten Einzelfall verwendet werden sollen. 
Da sich die Anforderungen an diese Bauprodukte aus 
dem konkreten Verwendungszweck ableiten, sollen 
sie in Ausnutzung der Protokollerklärung Nr. 2 zur 
Bauproduktenrichtlinie aus dem Anforderungsbe- 
reich des Bauproduktengesetzes ausgenommen wer- 
den. MaßgebÜch für diese Bauprodukte sind insoweit 
die jeweiligen Rechtsvorschriften, die die Verwen- 
dung der Bauprodukte regeln. Abzustellen ist allein 
auf die Verwendung der Bauprodukte im EinzelfaUim 
Sinne einer baulichen Anlage des Hoch- oder Tief- 
baus, nicht darauf, ob ein Bauprodukt nur als Einzel- 
stück hergesteUt wird. 

Absatz 5 stützt sich auf Artikel 2 Abs. 4 Bauproduk- 
tenrichtiinie und auf Artikel 36 EWG -Vertrag und er- 
klärt klarsteUend diejenigen Rechtsvorschriften für 
weiter anwendbar, die das Inverkehrbringen von Bau- 
produkten weiter einschränken oder verbieten, wie 
z. B. die Gefahrstoffverordnung. Dabei dürfen diese 
Vorschriften ihrerseits nicht gegen den EWG-Vertrag 
verstoßen. 


Zu § 5 (Brauchbarkeit) 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß Bauprodukte 
dann brauchbar sind, wenn die bauliche Anlage, für 
die sie verwendet werden soUen, den wesenthchen 
Anforderungen der Bauproduktenrichtlinie ent- 
spricht, die zusammengefaßt in Absatz 1 wiedergege- 
ben sind. Wie die Bauproduktenrichtiinie leitet auch 
Absatz 1 die Anforderungen an das Bauprodukt aus 
der Verwendung in einer baulichen Anlage ab. 

Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, daß die we- 
sentiichen Anforderungen des Absatzes 1 für ein Bau- 
produkt in bekanntgemachten harmonisierten oder 
anerkannten Normen konkretisiert werden. Ent- 
spricht ein Bauprodukt solchen Normen, soll es im 
Sinne einer Vermutungsregelung als brauchbar gel- 
ten. Eine Brauchbarkeitsvermutung bei Übereinstim- 
mung mit einer europäischen technischen Zulassung 
ist in Absatz 2 nicht zu regeln, weil die europäische 
technische Zulassung keine Allgemeinverfügung dar- 
steUt (siehe hierzu die Begründung zu § 2 Abs. 5). 

Absatz 3 regelt das Verfahren des Brauchbarkeits- 
nachweises in AbweichensfäUen. Dies setzt zunächst 
voraus, daß für ein Bauprodukt bekanntgemachte 
harmonisierte oder anerkannte Normen oder eine 
dem Hersteller erteilte, europäische technische Zulas- 
sung bestehen, von denen das Bauprodukt abweicht. 
Auch in diesen Fällen steht dem Hersteller der Weg 
nach § 4 Abs. 2 offen mit den dort dargesteUten Ein- 
schränkungen. Der Hersteller kann die Brauchbarkeit 
des Bauprodukts aber auch durch eine europäische 
technische Zulassung nachweisen, es sei denn, es 


greift bei minder sicherheitsrelevanten Produkten das 
Sonderverfahren nach Absatz 5 ein (Brauchbarkeits- 
nachweis in AbweichensfäUen im Rahmen des Kon- 
fomütätsnachweisverfahrens nach Artikel 4 Abs. 4 
Bauproduktenrichtlinie) . 

Für die AbweichensfäUe unterscheidet Absatz 3 des 
weiteren zwischen Bauprodukten, für die Leitlinien 
für die europäische technische Zulassung bekanntge- 
macht sind und solchen, für die dies nicht der FaU ist. 
Sind Leitlinien bekanntgemacht, ist die Brauchbarkeit 
durch eine europäische technische Zulassung nachzu- 
weisen. Der Verpflichtung zum Nachweis entspricht 
der Rechtsanspruch auf Erteilung einer europäischen 
technischen Zulassung, wenn das Bauprodukt 
brauchbar ist (§ 6 Abs. 1 Satz 1). Die Beurteilung der 
Brauchbarkeit erfolgt auf der Grundlage der Leith- 
nien für die europäische technische Zulassung (§ 6 
Abs. 4 Satz 1). Sind keine Leitlinien bekanntgemacht, 
wird dennoch die Möglichkeit der Erteilung einer eu- 
ropäischen technischen Zulassung eröffnet, wenn das 
Bauprodukt brauchbar ist und nach § 6 Abs. 4 Satz 2 
hierüber das Einvernehmen mit den übrigen Zulas- 
sungssteUen der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften hergesteUt ist. Kommt ein solches 
Einvernehmen nicht zustande, kann der HersteUer 
den Weg nach § 4 Abs. 2 beschreiten, wenn der natio- 
nale Weg nicht in einer harmonisierten Norm oder 
einer dem Hersteller erteüten, europäischen techni- 
schen Zulassung ausgeschlossen ist. AUerdings darf er 
bei Beschreiten des nationalen Wegs für das Baupro- 
dukt das CE- Zeichen nach diesem Gesetz nicht ver- 
wenden. 

Absatz 4 soU die FäUe regeln, in denen die Brauchbar- 
keit durch eine europäische technische Zulassung 
nachgewiesen werden kann, obwohl keine bekannt- 
gemachten harmonisierten oder anerkannten Normen 
vorliegen. Unterschieden werden dabei zwei FaUge- 
staltimgen: Ist für das Bauprodukt eine Leitlinie be- 
kanntgemacht, ist die Brauchbarkeit durch eine euro- 
päische technische Zulassung nachzuweisen, es sei 
denn, der HersteUer beschreitet den nationalen Weg 
nach § 4 Abs. 2. Ist keine Leitlinie bekanntgemacht, 
kann für das Bauprodukt eine europäische technische 
Zulassung erteUt werden, wenn die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften dies gestattet und die 
von den Mitgüedstaaten bestimmten Zulassungsstel- 
len zustimmen (Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit § 6 
Abs. 4 Satz 2) (Artikel 8 Abs. 3 in Verbindung mit Ar- 
tikel 9 Abs. 2 Bauproduktenrichtlinie). 

Absatz 5 soU Artikel 4 Abs. 4 Bauproduktenrichtlinie 
Umsetzen. Er enthält eine Ausnahme von den in Ab- 
satz 3 geregelten AbweichensfäUen. Danach bedarf 
es in AbweichensfäUen bei bestimmten Bauprodukten 
dann keiner europäischen technischen Zulassung, 
wenn in den bekanntgemachten harmonisierten oder 
anerkannten Normen, von denen abgewichen worden 
ist, eine bestimmte Form des Konformitätsnachweis- 
verfahrens vorgeschrieben ist, die das Bauprodukt als 
weniger sicherheitsrelevant ausweist. In diesen FäUen 
tritt an die SteUe der sonst erforderUchen europäi- 
schen technischen Zulassimg ein Brauchbarkeits- 
nachweis durch eine anerkannte PrüfsteUe im Rah- 
men des Konformitätsnachweisverfahrens. Dieses 
Verfahren güt entsprechend bei einer Abweichung 
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des Herstellers von einer ihm für ein Bauprodukt er- 
teilten europäischen technischen Zulassung, wenn 
hinsichthch des Konformitätsnachweisverfahrens, das 
in der europäischen technischen Zulassung festgelegt 
ist, die gleichen Voraussetzungen vorliegen. 


Zu § 6 (Europäische technische Zulassimg) 

Die Vorschrift regelt den wichtigsten besonderen 
Brauchbarkeitsnachweis, 

Absatz 1 macht deuthch, daß es sich bei der europäi- 
schen technischen Zulassung um einen mitwirkungs- 
bedürftigen Verwaltungsakt handelt, der einen An- 
trag voraussetzt. Antragsberechtigt ist der Hersteller 
oder sein Vertreter, der seinen Geschäftssitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften ha- 
ben muß. Hat der Hersteller seinen Geschäftssitz nicht 
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemein- 
schaften, ist er nicht verpflichtet, einen Vertreter zu 
benennen, der seinen Geschäftssitz in einem Mit- 
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften unter- 
hält. 

Absatz 2 dient der Umsetzung von Artikel 9 Abs. 3 in 
Verbindimg mit Anhang II Nr. 1 Bauproduktenrichtii- 
nie. 

Absatz 3 zählt wichtige Pflichten des Antragstellers 
auf, die Voraussetzimg für eine Brauchbarkeitsprü- 
fimg sind. 

Absatz 4 unterscheidet hinsichthch der materiellen 
Beurteilungsgnmdlagen für die Erteilung einer euro- 
päischen technischen Zulassimg zwischen Zulassun- 
gen mit und ohne Leitlinien (siehe die Begründung zu 
§ 5 Abs. 3 und 4). 

Wenn europäische technische Zulassungen ohne Leit- 
linien erteilt werden, so muß im Rahmen des nach 
Absatz 4 Satz 2 erforderhchen Einvernehmens (siehe 
die Begründung zu § 5 Abs. 3 und 4) mit den übrigen 
ZulassimgssteUen der EG-Mitghedstaaten sicherge- 
steUt werden, daß — wie in Artikel 2 Abs. 2 Baupro- 
duktenrichtlinie vorgesehen — auch die Anfordenm- 
gen an das betreffende Bauprodukt aus anderen EG- 
Richtlinien erfüllt werden. 

Kommt das in Absatz 4 Satz 2 geregelte und in den 
Fällen des § 5 Abs. 3 und 4 erforderhche Einverneh- 
men nicht zustande, so wird nach Artikel 9 Abs. 2 
Satz 2 Bauproduktenrichtlinie der Ständige Ausschuß 
nach Artikel 19 Bauproduktenrichtlinie befaßt (siehe 
die Begründimg A. I. 3). 

Absatz 5 schreibt vor, daß in der europäischen techni- 
schen Zulassung auch das Konformitätsnachweisver- 
fahren festgelegt werden muß (vgl. Artikel 13 Abs. 4 
Satz 3 Bauproduktenrichtlinie). 

Absatz 6 regelt die zeitiiche Befristung der europäi- 
schen technischen Zulassung und die Verlängerungs- 
möglichkeiten (vgl. Artikel 8 Abs. 4 Bauprodukten- 
richtlinie) sowie die Möglichkeit, sie — auch nach- 
träglich — mit Nebenbestimmungen zu versehen, die 
nicht bereits nach § 36 VwVfG zulässig sind. 

Absatz 7 ist klarstellender Natur. 


Absatz 8 setzt Artikel 9 Abs. 3 in Verbindung mit An- 
hang II Nr. 5 Bauproduktenrichtlinie um. 

Absatz 9 enthält die notwendige Ermächtigung für die 
Zulassungsstelle, die durch die Erteilung der europäi- 
schen technischen Zulassung bedingten Kosten nach 
Maßgabe ihrer Kostenregelung dem Antragsteller 
aufzuerlegen. Kostenpflichtig sind auch die Kosten 
eines erfolglosen Antrages oder eines Widerspruchs- 
verfahrens. Umgesetzt wird hierdurch Anhang 11 Nr. 6 
Bauproduktenrichtlinie. 

Absatz 10 stellt sicher, daß auch eine europäische 
technische Zulassung einer Zulassungsstelle eines an- 
deren Mitghedstaates der Europäischen Gemein- 
schaften in der Bundesrepublik Deutschland gilt und 
daher Gnmdlage für ein Konformitätsnachweisver- 
fahren durch eine in der Bundesrepublik Deutschland 
zugelassene Prüf-, Überwachungs- oder Zertifizie- 
rungsstelle sein kann. 


Zu § 7 (Zulassungsstelle) 

Die auf Grund von Bund-Länder-Besprechungen ge- 
fundene Organisationsform der nationalen Zulas- 
sungsstelle und die dafür maßgebhchen Gründe sind 
unter A. II. 6 dargestellt. 

Absatz 1 Satz 1 nimmt auf das Abkommen über das 
Deutsche Institut für Bautechnik, Berhn, Bezug, in 
dem die Erteilung europäischer technischer Zulassun- 
gen von den Ländern auf das Institut übertragen wer- 
den soU. Konstitutiv für die Übertragung soll grund- 
sätzlich das Abkommen und nicht dieses Gesetz 
sein. 

In diesem Abkommen (s. Artikel 9 und 10) ist auch 
eine frühzeitige und umfassende Beteiligung von 
Bundesoberbehörden wie Umweltbundesamt (UBA), 
Bundesgesundheitsamt (BGA) und Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz (BAU) sichergestellt. 

In den Fällen der Erteilung europäischer technischer 
Zulassungen und der einvemehmhchen Stellung- 
nahme der Zulassungsstellen nach Artikel 9 Abs. 2 
der Bauproduktenrichtlinie ist nach Artikel 10 Abs. 2 
des Abkommens der zuständige Sachverständigen- 
ausschuß zu beteiligen, in dem vom Bund benannte 
Vertreter mitwirken. Mit der Erarbeitung von Leitli- 
nien für die europäische technische Zulassung wird 
der zuständige Ausschuß für Gnmdsatzfragen (Arti- 
kel 9 des Abkommens) befaßt, der nach Artikel 9 
Abs. 3 des Abkommens Empfehlungen zu Entwürfen 
von Leitlinien für europäische technische Zulassun- 
gen beschheßt. In den Ausschüssen für Grundsatzfra- 
gen wirken nach Artikel 9 Abs. 1 Satz 2 des Abkom- 
mens bis zu zehn vom Bund benannte Vertreter mit. In 
diesem Rahmen soll der Sachverstand der o. g. Bun- 
desoberbehörden eingebunden werden. 

Im übrigen unterhegt das Institut bei einer Stellung- 
nahme nach Artikel 9 Abs. 2 der Bauproduktenrichtii- 
nie und im Bereich der Erarbeitung von Leitlinien 
nach Artikel 3 Abs, 3 des Abkommens dem Weisungs- 
recht des Bundes. 

Die Länder müssen das Abkommen zum Teil von ih- 
ren Landtagen ratifizieren lassen und wollen dies im 
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Zusammenhang mit den Beratungen der Novellen zur 
jeweüigen Landesbauordnung einleiten, mit der die 
Bauproduktenrichtlinie hinsichtiich der Verwendung 
von Bauprodukten für den Bereich des Bauordnungs- 
rechts umgesetzt werden soll. Wegen des engen Sach- 
zusammenhangs soll dies erst nach Verabschiedung 
dieses Gesetzes geschehen. Da das Abkommen über 
das Deutsche Institut für Bautechnik aber erst am 
1. Januar des Jahres in Kraft tritt, das dem Jahr folgt, 
in dem die letzte der von den Beteüigten ausgefertig- 
ten Vertragsurkunden der Senatsverwaltung für Bau- 
und Wohnungswesen des Landes Berhn zugeht, wird 
eine zeithche Lücke zwischen dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes imd dem Inkrafttreten des Abkommens 
über das Deutsche Institut für Bautechnik eintreten. 

Um zu vermeiden, daß bis zum Inkrafttreten des Ab- 
kommens europäische technische Zulassungen durch 
eine deutsche Zulassungsstelle nicht erteilt werden 
können und die deutsche Zulassungsstelle im Gre- 
miiun der Zulassungsstellen auf EG -Ebene nicht mit- 
wirken kann — dies kann nur eine national dafür be- 
stimmte Stelle — , soll in § 16 Abs. 1 insoweit eine 
Übergangsregelung bis spätestens Ende 1993 getrof- 
fen werden. 

Satz 2 soll sicherstellen, daß bei der Erteilung europäi- 
scher technischer Zulassungen auch die besonderen 
Anforderungen berücksichtigt werden, die sich aus 
Aufgabenbereichen in bundeseigener Verwaltung 
oder Bundesauftragsverwaltung (z. B. Bundesfem- 
straßenbau) ergeben, sofern die europäische techni- 
sche Zulassimg Bauprodukte betrifft, an die aus die- 
sen Aufgabenbereichen besondere Anforderungen 
gestellt werden. Dies bezieht sich sowohl auf mate- 
rielle Anforderungen als auch Anforderungen aus 
dem Vergabebereich. Die Grenze findet diese Be- 
rücksichtigungspflicht in dem Rahmen, der durch die- 
ses Gesetz gezogen wird. So kann zum Beispiel von in 
harmonisierten Normen vorgegebenen Klassen und 
Leistungsstufen auch hinsichtiich dieser Berücksichti- 
gungspflicht nicht ab gewichen werden. 

Absatz 2 soll eine Organleihe des Bundes im Hinblick 
auf das Deutsche Institut für Bautechnik — eine Be- 
hörde des Landes Berlin ~ insoweit begründen, als 
das Institut als die nationale Zulassungsstelle auf 
Grund der Bauproduktenrichtiinie im Gremimn der 
Zulassungsstellen auf EG -Ebene mitwirkt (siehe 
hierzu grundsätzhch A. 11. 6). Einzelheiten des Wei- 
sungsrechts des Bundes, der Beteüigung der Länder 
hieran, der nationalen Abstimmung der vom Institut in 
diesem Gremium einzunehmenden' Haltung und der 
Vertretung des Instituts in diesem Gremium sind in 
dem Entwurf eines Abkommens über das Institut ge- 
regelt. 

Absatz 3 trägt dem Umstand Rechnung, daß nach der 
Bauproduktenrichtlinie die Ziüassungsstellen von der 
Erteilung einer europäischen technischen Zulassung 
nur die übrigen Zulassungsstellen, nicht aber die Mit- 
gliedstaaten unterrichten müssen. Auch wenn die eu- 
ropäische technische Zulassung keine Allgemeinver- 
fügung darstellt, auf die sich jeder Hersteller berufen 
kann, sind für den Mitghedstaat die von anderen Zu- 
lassungsstellen erteilten europäischen technischen 
Zulassungen insoweit von Bedeutung, als sich hieraus 
Interventionsnotwendigkeiten nach Artikel 5 Abs. 1 


Bauproduktenrichtlinie ergeben können und diese 
Zulassungen bei der Auftragsvergabe Relevanz ge- 
winnen können. 


Zu § 8 {Konformitätsnachweisverfahren) 

Zur Sicherstellung der Brauchbarkeit von Bauproduk- 
ten im Anwendungsbereich des Gesetzes ist nach Ab- 
satz 1 der Nachweis ihrer Übereinstimmung mit den 
bekanntgemachten harmonisierten oder anerkannten 
Normen oder den dem Hersteller erteilten, europäi- 
schen technischen Zulassungen notwendig. Dieses 
sogenannte Konformitätsnachweisverfahren ist in den 
§§ 8 bis 11 des Gesetzes geregelt und stellt eine Um- 
setzung der Artikel 13 und 14 in Verbindung mit An- 
hang ni der Bauproduktenrichtlinie dar. 

Absatz 2 Satz 1 ist eine abschließende Aufzählung 
derjenigen Verfahrensschritte, die im Rahmen des 
Konformitätsnachweisverfahrens zur Anwendung 
kommen können. Diese Verfahrenselemente ergeben 
sich aus Anhang III Nr. 1 Bauproduktenrichtiinie. 
Satz 2 stellt klar, daß die Elemente Nr. 1 bis 8 des Sat- 
zes 1 in verschiedenen Kombinationen zur Anwen- 
dung kommen können in Abhängigkeit vom Baupro- 
dukt und der Festlegung in der technischen Spezifi- 
kation. Die verschiedenen Elemente des Konformi- 
tätsnachweisverfahrens können sowohl Tätigkeiten 
durch den Hersteller selbst als auch durch zugelas- 
sene Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstellen 
im Sinne des § 11 beinhalten. Sowohl bei bauprodukt- 
bezogenen Tätigkeiten bzw. der Bewertung der Er- 
gebnisse als auch bei Tätigkeiten bzw. der Bewertung 
der Ergebnisse, die sich auf die Produktionskontrolle 
beziehen, kann eine Bestätigung durch eine Zertifi- 
zierungssteUe vorgeschrieben sein (Satz 3). Die Auf- 
gaben der Prüf-, Überwachimgs- und Zertifizierungs- 
steUen lassen sich wie folgt unterscheiden (vergleiche 
Anhang III Nr. 3 Bauproduktenrichtlinie) : 

— Die Prüfstelle ist ein Laboratorium, das im 
wesentiichen bauproduktbezogene Prüfimgen vor- 
nimmt. 

~ Der ÜberwachungssteUe obliegen im wesentii- 
chen Aufgaben der Überwachung der Produkti- 
onskontrolle, aber auch Aufgaben der Auswahl 
und Bewertung von Produkten z. B. auf der Bau- 
stelle oder im Werk. 

— Die Zertifizierungsstelle ist zuständig für die Bestä- 
tigung der Tätigkeiten bzw. Ergebnisse der Be- 
wertung von Prüfungen oder Überwachungen, 
wobei diese Bestätigungen sich sowohl auf Tätig- 
keiten im Hinbhck auf Bauprodukte als auch auf 
die Produktionskontrolle beziehen können. 

Die Bestätigung, daß ein Bauprodukt mit den be- 
kanntgemachten harmonisierten oder anerkannten 
Normen oder einer dem Hersteller erteilten, europäi- 
schen technischen Zulassung übereinstimmt, kann 
nach Absatz 3 Satz 1 entweder durch eine Konformi- 
tätserklärung des Herstellers (§ 9) oder ein Konformi- 
tätszertifikat einer ZertifizierungssteUe (§ 10) erfol- 
gen. Wenn eine Zertifizierungsstelle eine Bestätigung 
über eine bauproduktbezogene Prüfung abgibt, er- 
folgt dies nach Satz 2 in Form eines Konformitätszer- 
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tifikats (§ 10). Wenn dagegen die Bestätigung der Zer- 
tifizierungsstelle ausschheßhch die werkseigene Pro- 
duktionskontrolle betrifft, führt dies zu einer Konfor- 
mitätserklämng des Herstellers (§ 9). In den Fällen, in 
denen keine Zertifiziemngsstelle tätig wird, erfolgt 
der Konformitätsnachweis dmch Konformitätserklä- 
rung des Herstellers (§9). 

Absatz 4 Satz 1 stellt die Umsetzung von Artikel 13 
Abs. 2 Satz 2 xmd Abs. 4 Satz 3 BauproduktenrichÜi- 
nie dar. Hieraus ergibt sich, daß die bekanntgemach- 
ten harmonisierten xmd anerkannten Normen sowie 
die exnopäischen technischen Zulassungen festlegen, 
welche Form des Konformitätsnachweis Verfahrens, 
das heißt, welche Kombination der verschiedenen 
Verfahrenselemente nach Absatz 2 Satz 1, zxir An- 
wendxmg kommt. Fehlt es an einer solchen Festle- 
gxmg in den technischen Spezifikationen oder deren 
Bekanntmachxmg, was bei anerkannten Normen 
möghch sein kann, ist nach Satz 2 der Nachweis der 
Konformität dxirch Erstprüfxmg des Bauprodukts 
dinch den Hersteller xmd werkseigene Produktions- 
kontrolle zu erbringen. 

Absatz 5 beinhaltet die sog. Handwerkerklausel des 
Artikels 13 Abs. 5 Bauproduktenrichtlinie. Diese ist 
zu xmterscheiden von der Regelxmg in der ProtokoU- 
erklämng Nr. 2 zxn Bauproduktenrichtlinie. Letztere 
betrifft Bauprodukte, die nxir zxir Verwendxmg für ei- 
nen Einzelfall hergestellt werden; diese Bauprodukte 
sind vom Anwendungsbereich des Gesetzes axisge- 
nommen (§ 4 Abs. 4). Für sie sollen die nationalen 
Verwendxmgsvorschriften wie z. B. die Landesbau- 
ordnxmgen gelten. Die Regelxmg des Absatzes 5 be- 
trifft hingegen Bauprodukte, die zwar nicht nur für 
den Einzelfall hergestellt, aber auch nicht in Serie 
gefertigt werden. Diese Produkte unterhegen einem 
Konformitätsnachweisverfahren der niedrigsten 
Stufe, das heißt, Erstprüfxmg des Bauprodukts dxirch 
den Hersteller xmd werkseigene Produktionskon- 
trolle. Eine anderweitige Festlegung des Konformi- 
tätsnachweisverfahrens kann jedoch bei Prodxikten 
mit erhöhter Sicherheitsrelevanz in den bekanntge- 
machten harmonisierten oder anerkannten Normen 
oder den exuopäischen technischen Zxilassxmgen aus- 
drückhch getroffen werden. 

Wenn das Konformitätsnachweisverfahren die Über- 
einstimmxmg des betreffenden Bauprodukts mit den 
bekanntgemachten harmonisierten oder anerkannten 
Normen oder exiropäischen technischen Zxilassxmgen 
ergeben hat xmd demzxifolge mit einer Konformitäts- 
erklämng des Herstellers oder einem Konformitäts- 
zertifikat abgeschlossen wurde, so hat der Hersteller 
oder sein Vertreter das betreffende Bauprodukt nach 
Absatz 6 Satz 1 mit dem EG-Konformitätszeichen 
(CE-Zeichen) nach § 12 Abs. 1 zu kennzeichnen. 
Satz 2 betrifft die Verpfhchtxmg des Herstellers oder 
seines Vertreters, nach Maßgabe der Rechtsverord- 
nxmg nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 die zusätzhchen Angaben 
nach § 12 Abs. 2 zu machen. Satz 4 erfaßt die Fälle, in 
denen der Hersteller seinen Geschäftssitz nicht in ei- 
nem Mitghedstaat der Exiropäischen Gemeinschaften 
hat xmd er auch keinen Vertreter mit Geschäftssitz in 
einem EG-Mitghedstaat benannt hat. Dann ist die 
Kennzeichnxmg mit dem CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 
xmd den Angaben nach § 12 Abs. 2 von dem sog. Im- 


portexir, d. h. demjenigen, der das Bauprodxikt erst- 
mals in den Verkehr bringt, vorzxmehmen. Im Falle 
einer mißbräuchlichen Kennzeichnxmg mit dem CE- 
Zeichen nach § 12 Abs. 1 bzw. den dazugehörenden 
Angaben nach § 12 Abs. 2 findet die Bxißgeldvor- 
schriftenregelxmg nach § 14 somit axif den Importexir 
Anwendxmg. 

Der Hersteller, sein Vertreter oder der Importexir brin- 
gen nach Absatz 7 das CE-Zeichen nach § 12 Abs. 1 
mit den Angaben nach § 12 Abs. 2 auf dem Baupro- 
dukt oder seiner Verpackxmg oder, falls dies auf 
Grxmd der Eigenschaften des Bauprodukts nicht mög- 
hch ist, auf dem Lieferschein an. Diese Regelxmg setzt 
Artikel 4 Abs. 6 Satz 2 sowie Artikel 14 Abs. 2 Satz 1 
Bauproduktenrichtlinie xim. 

Absatz 8 Satz 1 beinhaltet das Verbot, ein Bauprodukt 
mit einem CE-Zeichen nach diesem Gesetz zu kenn- 
zeichnen, ohne daß die Konformität nach Absatz 1 
nachgewiesen ist. Untersagt ist auch die Kennzeich- 
nxmg mit einem mit dem CE-Zeichen verwechselba- 
ren Zeichen. Satz 2 regelt das Verbot, Angaben nach 
§12 Abs. 2 zu machen, ohne dazu axifgmnd eines 
Konformitätsnachweises nach Absatz 1 berechtigt zu 
sein. 


Zu § 9 (Konformitätserklärung des Herstellers) 

Die Konformitätserklärxmg als eine der beiden For- 
men, mit denen das erfolgreiche Konformitätsnach- 
weisverfahren endet, stellt nach Absatz 1 Satz 1 die 
Bestätigxmg des Herstellers bzw. seines Vertreters 
dar, daß das in bekanntgemachten harmonisierten 
oder anerkannten Normen oder in dem Hersteller er- 
teilten, exiropäischen technischen Zulassungen für 
das Bauprodxikt vorgeschriebene Konformitätsnach- 
weisverfahren bzw. dessen Verfahrenselemente 
durchgeführt worden sind xmd sich daraus die Über- 
einstimmxmg des Bauprodukts mit diesen technischen 
Spezifikationen ergeben hat. Nach Satz 3 ist die Kon- 
formitätserklärxmg schriftlich in deutscher Sprache 
abzugeben. Der Hersteller oder sein Vertreter hat 
diese Erklärxmg axifzubewahren xmd axif Verlemgen 
den Beaxiftragten der zuständigen Behörde vorzxile- 
gen. Satz 4 enthält eine nicht abschließende Axifzäh- 
Ixmg der Angaben, die in der Konformitätserklärung 
enthalten sein müssen. Dabei steht diese Regelxmg in 
Verbindxmg mit § 15 Abs. 1 Nr. 2. § 15 Abs. 1 Nr. 2 
enthält eine Ermächtigxmg zxim Erlaß einer Rechtsver- 
ordnxmg dxirch den Bxmdesminister für Raumord- 
nxmg, Bauwesen xmd Städtebau mit Zustimmxmg des 
Bxmdesrates, in der die Einzelheiten der Konformitäts- 
erklärxmg geregelt werden sollen. 

Absätze 2, 3 xmd 5 beschreiben drei verschiedene 
Kombinationsmöghchkeiten von Verfahrenselemen- 
ten nach § 8 Abs. 2 im Rahmen des Konformitätsnach- 
weisverfahrens, die zu einer Konformitätserklärxmg 
des Herstellers führen. Dabei handelt es sich nicht xim 
eine abschließende, sondern xim eine beispielhafte 
Auswahl von Kombinationen; auch andere Kombina- 
tionen sind möghch. Die Aufnahme gerade dieser drei 
Systeme in das Gesetz ergibt sich daraus, daß die Bau- 
prodxiktenrichtlinie gerade diese drei Systeme der 
Konformitätsbescheinigung, die zu einer Hersteller- 
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erklärung führen, in ihrem Anhang III Nr. 2 ü Mögüch- 
keiten 1, 2 imd 3 als vorzugsweise anzuwendende 
Systeme beschreibt. 

Je höher die Sicherheitsrelevanz eines Bauprodukts 
im Hinbhck auf die wesentlichen Anfordenmgen 
nach § 5 Abs. 1 ist, desto größere Anforderungen wer- 
den auch im Rahmen der einzelnen Verfahrens- 
schritte des Konformitätsnachweisverfahrens diurch 
stärkere Einbindimg von Prüf-, Überwachimgs- imd 
Zertifizierungsstellen gestellt. Welches Konformitäts- 
nachweisverfahren zur Anwendimg kommt, wird in 
der technischen Spezifikation, insbesondere nach der 
Sicherheitsrelevanz des Bauprodukts, festgelegt (ver- 
gleiche Artikel 13 Abs. 4 Bauproduktenrichtlirüe). 

Absatz 2 setzt Anhang III Nr. 2 n Möglichkeit 3 der 
Bauproduktenrichtlinie um. Es handelt sich um ein 
System der Konformitätsbescheinigimg einer einfa- 
chen Stufe. Erforderhch ist ledigüch eine Erstprüfung 
des Bauprodukts diurch den Hersteller und die werks- 
eigene Produktionskontrolle, wodurch sichergestellt 
werden soll, daß das Bauprodukt den bekanntge- 
machten harmonisierten oder anerkannten Normen 
oder europäischen technischen Zulassungen ent- 
spricht. Eine zugelassene Stelle (Prüf-, Überwa- 
chungs- oder Zertifizierungsstelle) ist in dieses System 
der Konformitätsbescheinigung nicht eingeschaltet. 

In das in Absatz 3 beschriebene System der Konformi- 
tätsbescheinigung ist eine zugelassene Stelle, eine 
Prüfstelle, bei der Erstprüfimg des Bauprodukts ein- 
geschaltet. Als weiteres Element ist die werkseigene 
Produktionskontrolle diurch den Hersteller erforder- 
lich. Absatz 3 setzt Anhang III Nr. 2ü Möglichkeit 2 
Bauproduktenrichtlinie um. 

Absatz 4 steht im Zusammenhang mit der Regelung 
des § 5 Abs. 5 und betrifft die Bauprodukte, die nicht 
nur unwesentlich von einer bekanntgemachten har- 
monisierten oder anerkannten Norm oder einer euro- 
päischen technischen Zulassung abweichen, die aber 
wegen geringerer Sicherheitsrelevanz keiner euro- 
päischen technischen Zulassung, sondern eines be- 
sonderen Brauchbarkeitsnachweises bedürfen. In der 
technischen Spezifikation, von der abgewichen wird, 
muß ein Konformitätsnachweis einfacher Stufe vorge- 
schrieben sein. Ein solcher Konformitätsnachweis ein- 
facher Stufe ist das System der Konformitätsbeschei- 
nigung bestehend aus einer Erstprüfung des Baupro- 
dukts durch den Hersteller und werkseigener Produk- 
tionskontrolle nach § 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 in Verbin- 
dung mit § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 6 sowie das Kon- 
fomütätsnachweissystem bestehend aus einer Erst- 
prüfung des Bauprodukts durch eine Prüfstelle und 
werkseigener Fhroduktionskontrolle nach § 8 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
und 6. 

Der Nachweis der Brauchbarkeit dieser Bauprodukte 
erfolgt im Rahmen eines bestimmten Konformitäts- 
nachweisverfahrens. Dabei handelt es sich um das 
Verfahren nach Absatz 3, welches aus der Erstprü- 
fung des Bauprodukts durch eine Prüfstelle und werks- 
eigener Produktionskontrolle des Herstellers be- 
steht. Die eingeschaltete Prüfstelle muß speziell für 
dieses besondere Brauchbarkeitsnachweisverfahren 
anerkannt sein (§ 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1). Dies kann 


auch eine Prüfstelle sein, die auch im Rahmen des 
allgemeinen Konformitätsnachweisverfahrens tätig 
wird. 

Grundlage des Brauchbarkeitsnachweises für die ge- 
nannten Bauprodukte im Sinne des Absatzes 4 sind 
die Anforderungen in den technischen Spezifikatio- 
nen, von denen abgewichen wird. 

Der Brauchbarkeitsnachweis nach Absatz 4 erfolgt 
auf schriftlichen Antrag des Herstellers oder seines 
Vertreters. Nach Satz 2 sind teilweise die Regelungen 
des § 6 (Europäische technische Zulassimg) entspre- 
chend anzuwenden. 

Absatz 5 ist nach Absätzen 2 imd 3 das dritte beispiel- 
haft beschriebene System eines Konformitätsnach- 
weises, welches zu einer Konformitätserklärung des 
Herstellers führt. Es besteht aus mehreren Verfah- 
renselementen des § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 3, 6 bis 8. 
Dem Hersteller obUegen die Erstprüfung des Baupro- 
dukts imd die werkseigene Produktionskontrolle so- 
wie, falls in der technischen Spezifikation vorgesehen, 
die Prüfung von im Werk genommenen Proben nach 
festgelegtem Prüfplan. Des weiteren ist eine Zertifi- 
zienmgsstelle eingeschaltet, allerdings nicht bei pro- 
duktbezogenen Prüfungen, sondern im Hinblick auf 
die werkseigene Fhroduktionskontrolle. Dieses System 
des Konformitätsnachweises führt daher nicht zu ei- 
nem Konformitätszertifikat, sondern zu einer Konfor- 
nütätserklärung des Herstellers. Die Zertifizierungs- 
stelle zertifiziert die werkseigene Produktionskon- 
trolle auf Grund von Erstinspektion des Werkes und 
der werkseigenen Produktionskontrolle sowie, falls in 
der technischen Spezifikation vorgesehen, laufender 
Überwachung der werkseigenen Produktionskon- 
trolle. Absatz 5 setzt Anhang III Nr. 2ü Möglichkeit 1 
Bauproduktenrichtlioie um. 

Absatz 6 erklärt die Regelung des § 8 Abs. 6 Satz 4 
betreffend den Importeur für entsprechend anwend- 
bar (siehe hierzu die Begründimg zu § 8 Abs. 6 
Satz 4). 


Zu § 10 (Konformitätszertifikat) 

§ 10 soll die zweite Form regeln, mit der ein erfolgrei- 
ches Konformitätsnachweisverfahren abgeschlossen 
werden kann, nämlich das Konformitätszertifikat. 

In Satz 1 wird in Verbindimg mit § 8 Abs. 3 Satz 2 dar- 
gelegt, daß ein System der Konformitätsbescheini- 
gung niu: darm zu einem Konformitätszertifikat führt, 
wenn im Rahmen des Konformitätsnachweisverfah- 
rens eine Zertifizierungsstelle bei der Diurchführung 
produktbezogener Prüfimgen eingeschaltet ist. 

Satz 3 regelt, daß das Konformitätszertifikat wie die 
Konformitätserklärung vom Hersteller oder seinem 
Vertreter aufzubewahren imd auf Verlangen den Be- 
auftragten der zuständigen Behörde vorzulegen ist. 

Satz 4 enthält vergleichbar mit § 9 Abs. 1 Satz 4 eine 
nicht abschheßende Aufzählung der Angaben, die im 
Konformitätszertifikat enthalten sein müssen. In Ab- 
weichimg ziu: Konformitätserklänmg des Herstellers 
nach § 9 hat eine Angabe der Nummer des Konformi- 
tätszertifikats (Satz 4 Nr. 6) zu erfolgen. 
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Ein Konfomiitätszertifikat einer Zertifizierungsstelle 
aus einem anderen Mitghedstaat der Europäischen 
Gemeinschaften ist in deutscher Sprache vorzulegen. 
Dies dient der Umsetzung des Anhangs III Nr. 4.4 
Bauproduktenrichtlinie . 

Auch die Regelung zum Inhalt des Konformitätszerti- 
fikats ist in Verbindung mit § 15 Abs. 1 Nr. 2 zu sehen. 
Darin soll der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau ermächtigt werden, im Wege 
der Rechtsverordmuig mit Zustimmung des Bundes- 
rates Einzelheiten des Konformitätszertifikats festzu- 
_legen. 


Zu § 11 (Prüf-, Überwachungs- und 
Zertifizierungsstellen) 

Absatz 1 soll die Anerkennung von Prüf-, Überwa- 
chungs- und Zertifizierungsstellen regeln. Dabei wird 
zwischen allgemeinen Prüfstellen im Rahmen des 
Konformitätsnachweisverfahrens und Prüfstellen un- 
terschieden, die in Abweichensfällen einen besonde- 
ren Brauchbarkeitsnachweis im Rahmen des Konfor- 
mitätsnachweisverfahrens durchführen können (§ 5 
Abs. 5 in Verbindung mit § 9 Abs. 4). Eine Stelle kann 
hinsichtlich mehrerer Aufgaben anerkannt werden. 
Voraussetzmig für die Anerkennung ist die Qualifizie- 
rung des Personals und das Vorhandensein der erfor- 
derhchen Vorrichtungen (vgl. Artikel 18 Abs. 2 in 
Verbindung mit Anhang IV Bauproduktenrichtlinie). 
Einzelheiten sollen in einer Rechtsverordnung des 
Bmidesnüiusters für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau mit Zustimmimg des Bundesrates nach § 15 
Abs. 1 Nr. 3 festgelegt werden. Bis zum Inkrafttreten 
dieser Rechtsverordnung enthält § 16 Abs. 2 eine 
Übergangsregelung. 

Für die Regelung der Überprüfung der Personen, Stel- 
len mid Überwachungsgemeinschaften nach Absatz 1 
Satz 2 enthält § 15 Abs. 2 Nr. 2 eine Rechtsverord- 
nungsermächtigung für die Landesregierungen. 

Absatz 2 enthält eine Sonderregelung für Behörden. 
Ob diese als Prüf-, Überwachungs- und Zertifizie- 
rungsstelle tätig werden können, richtet sich zimächst 
nach ihren durch Organisationsstatut oder -Verfügung 
oder in sonstiger Weise festgelegten Aufgaben. Die 
Behörden müssen ferner ausreichend mit für die in 
Frage kommenden Aufgaben geeigneten Fachkräften 
besetzt sein und über die erforderhchen Vorrichtun- 
gen verfügen. Ist dies der Fall, haben sie nach Satz 2 
ihre Tätigkeit nach Satz 1 unter genauer Bezeichnung 
der Aufgabe als Prüf-, Überwachimgs- und Zertifizie- 
rungsstelle und der in ihren Aufgabenbereich fallen- 
den Bauprodukte oder Bauproduktbereiche der zu- 
ständigen obersten Landesbehörde anzuzeigen. Die 
Anzeige soll über die zuständige Fachaufsichtsbe- 
hörde geleitet werden, damit diese die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 2 im einzelnen nachprüfen kann. Ist 
die oberste Landesbehörde ihrerseits der Auffassung, 
daß bei der anzeigenden Behörde die Voraussetzun- 
gen des Absatzes 2 nicht erfüllt sind, kann sie sich an 
die Fachaufsichtsbehörde wenden. Die Fachaufsichts- 
behörde hat auch die laufende Überprüfung der Be- 
hörden nach Satz 1 durchzuführen. 


Absatz 3 soll ein besonderes Beteüigungsverfahren 
bei der Anerkennung von Stellen für Bauprodukte 
vorsehen, die in der bundeseigenen Verwaltung oder 
in der Bundesauftragsverwaltung eine besondere 
Rolle spielen. Dem zuständigen Bundesminister soll 
ein Anhörungs- imd Vorschlagsrecht zustehen. Das 
Vorschlagsrecht ersetzt nicht den notwendigen An- 
trag der anzuerkennenden Stelle. 

Absatz 4 stellt klar, daß die Anerkennung von Stellen 
nach diesem Gesetz auch in anderen Bundesländern 
gilt. Auch Behörden sind insoweit nicht auf Tätigkei- 
ten in ihrem räumhchen Zuständigkeitsbereich be- 
schränkt, es sei denn, dies ist in ihren Aufgaben aus- 
drückhch so bestimmt. 

Absatz 5 ist die grundsätzliche Regelung der Kosten- 
erhebung. Die bei der Erledigung der Aufgaben nach 
Absätzen 1 und 2 entstehenden Gebühren und Ausla- 
gen müssen dem Kostenpflichtigen auf erlegt werden. 
In § 15 Abs. 2 Nr. 3 werden die Landesregierungen 
ermächtigt, zur Regelung der Einzelheiten dieser Ko- 
stenerhebung eine Rechtsverordnung zu erlassen. 

Nach Absatz 6 sind auch von anderen Mitghedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften anerkannte Stel- 
len solche im Sirme des Gesetzes. 


Zu § 12 (CE-Zeichen) 

Herstellererklärung und Konformitätszertifikat be- 
rechtigen und verpflichten zur Anbringung des CE- 
Zeichens nach diesem Gesetz. Absatz 1 stellt klar, daß 
das CE-Zeichen das Konformitätszeichen nach die- 
sem Gesetz ist. Der Bundesminister für Raumordmmg, 
Bauwesen und Städtebau wird in § 15 Abs. 1 Nr. 1 
ermächtigt, durch eine Rechtsverordnung nüt Zustim- 
mung des Bundesrates die Einzelheiten festziüegen 
(Satz 2). 

Absatz 2 zählt die wichtigsten Angaben auf, die zum 
CE-Zeichen nach Absatz 1 vorgeschrieben werden 
können. Dies entspricht Anhang III Nr. 4.1 Baupro- 
duktenrichtlinie. Einzelheiten sollen in einer Redits- 
verordnung des Bundesnünisters für Raimiordnung, 
Bauwesen und Städtebau mit Zustimmung des Bun- 
desrates nach § 15 Abs. INr. 1 festgelegt werden. Hat 
der Hersteller seinen Geschäftssitz nicht in einem Mit- 
ghedstaat der Europäischen Gemeinschaften und hat 
er keinen Vertreter, der seinen Geschäftssitz in einem 
Mitghedstaat der Europäischen Gemeinschaften hat, 
so ist auch deijenige im CE-Zeichen nach Absatz 1 
aufzuführen, der das Bauprodukt erstmals in den Ver- 
kehr bringt (Absatz 2 Satz 2). 

Absatz 3 regelt als zentrale Vorschrift dieses Gesetzes 
die Vermutimgswirkung, die von einem CE-Zeichen 
nach Absatz 1 ausgeht. Ein Bauprodukt, das nüt dem 
CE-Zeichen gekennzeichnet ist, hat die widerlegbare 
Vermutimg für sich, daß es die äUgemeinen Anforde- 
rungen nach § 4 Abs. 1 erfüUt. Es darf in den Verkehr 
gebracht und frei gehandelt werden, es sei denn, aus 
§ 4 Abs. 5 ergeben sich Einschränkungen oder Ver- 
bote. Davon zu unterscheiden ist die Vermutimgswir- 
kung des CE- Zeichens auf der Verwendungsebene 
des Bauprodukts. Sind z. B. in einer bekanntgemach- 
ten harmonisierten Norm Klassen und Leistungsstu- 
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fen vorgesehen und ist auf Grund eines Verwen- 
dungsgesetzes festgelegt, daß Bauprodukte für einen 
bestimmten Verwendtmgszweck eine bestimmte 
Klasse imd Leistungsstufe erfüllen müssen, so entfal- 
tet das CE-Zeichen seine Vermutungswirkimg nui 
dann, wenn es dem Bauprodukt die erforderliche 
Klasse und Leistimgsstufe bescheinigt. Die Vermu- 
tung ist widerlegbar, vor allem in den Fällen, in denen 
das CE-Zeichen imberechtigt angebracht worden ist 
oder unzutreffende Angaben enthält. 


Zu § 13 (Verbot unberechtigt gekennzeichneter 
Bauprodukte; Betretungsrecht) 

Absatz 1 setzt Artikel 15 Abs. 2 und 3 sowie Artikel 21 
Abs. 1 Satz 1 Bauproduktenrichtlinie um. Erfaßt wer- 
den vier Sachverhalte. Der erste betrifft Bauprodukte, 
die unberechtigt mit dem CE-Zeichen nach § 12 
Abs. 1 gekennzeichnet sind, z. B. weil kein erfolgrei- 
ches Konformitätsnachweisverfahren durchgeführt 
worden ist oder weil ein unzutreffendes Konformitäts- 
nachweisverfahren gewählt wurde. Der zweite Sach- 
verhalt erfaßt Fälle zutreffender Kennzeichnung mit 
dem CE-Zeichen, wobei allerdings zum CE-Zeichen 
unzutreffende Angaben wie z. B. eine unzutreffende 
Klasse imd Leistungsstufe gemacht worden sind. Von 
Absatz 1 Satz 1 werden auch die Fälle erfaßt, in denen 
Angaben fehlen, die nach § 8 Abs. 6 imd § 12 Abs. 2 
vorgeschrieben sind. Absatz 1 Satz 2 betrifft Baupro- 
dukte, die mit einem mit dem CE-Zeichen verwech- 
selbaren Zeichen gekennzeichnet sind. Die zustän- 
dige Behörde kann in allen diesen Fällen das Inver- 
kehrbringen und den freien Warenverkehr mit diesen 
Bauprodukten untersagen und deren Kennzeichnung 
entwerten oder beseitigen lassen. 

Um ein solches Vorgehen zu ermöghchen, enthält 
Absatz 2 ein Betretungsrecht für die Beauftragten der 
zuständigen Behörde. Das Betretungsrecht soll be- 
schränkt sein auf Geschäfts- und Betriebsräume sowie 
die dazugehörigen Grundstücksteile zu den Betriebs- 
und Geschäftszeiten, es sei denn, zur Verhütung von 
dringenden Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
imd Ordnung ist ein Betreten auch außerhalb dieser 
Zeiten erforderhch. In den Geschäfts- und Betriebs- 
räumen sowie den dazugehörenden Grundstücks- 
teilen müssen Bauprodukte hergestellt, gelagert oder 
ausgestellt sein. 


Zu § 14 (Bußgeldvorschriften) 

Absatz 1 soll mehrere Sachverhalte als ordnungs- 
widrig einstufen. Nach Nummer 1 soll ordnungswidrig 
handeln, wer vorsätzhch oder fahrlässig Angaben 
zum CE-Zeichen entgegen § 8 Abs. 6 Satz 2 in Ver- 
bindung mit einer Rechtsverordnung nach § 15 Abs. 1 
Nr. 1 unterläßt. Eine Ordnungswidrigkeit stellt auch 
die Kennzeichnung mit dem CE-Zeichen nach § 12 
Abs. 1 dar, obwohl die Voraussetzungen, die das Ge- 
setz hierfür auf stellt, nicht erfüllt sind (Nummer 2). 
Ebenso ist nach Nummer 2 die Kennzeichnung mit 
einem mit dem CE-Zeichen verwechselbaren Zeichen 
bußgeldbewehrt. Nummer 3 stuft die Fälle als ord- 
nungswidrig ein, in denen zum CE-Zeichen nach § 12 


Abs. 1 unzutreffende Angaben nach § 12 Abs. 2 ge- 
macht werden. Alle Ordnungswidrigkeitstatbestände 
setzen den Erlaß der Rechtsverordnung auf Grund des 
§ 15 Abs. 1 Nr. 1 voraus. Nicht als Ordnungswidrig- 
keitstatbestand SOU der FaU eingestuft werden, daß 
ein HersteUer trotz Anwendungsverpflichtüng des 
Gesetzes ein Bauprodukt in den Verkehr bringt oder 
frei handelt, das nicht nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes brauchbar ist und dessen Konformität nicht 
nachgewiesen worden ist, das also kein CE-Zeichen 
nach § 12 Abs. 1 trägt. Angesichts der Ausnahmen 
vom Anwendungszwang des Gesetzes soU davon ab- 
gesehen werden, eine solche Verhaltensweise dem 
Ordnungswidrigkeitenrecht zu unterstehen. 

Absatz 2 bestimmt als Höchstbetrag im FaUe einer 
Ordnungswidrigkeit eine Geldbuße in Höhe von 
100 000 Deutsche Mark. Dies entspricht der Rege- 
lung, wie sie die Landesbauordnungen bei vergleich- 
baren Sachverhalten vorsehen. 


Zu § 15 (Rechtsverordnungen) 

Absatz 1 enthält die Ermächtigungen für den Erlaß 
von Rechtsverordnungen an den Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau mit Zustim- 
mung des Bundesrates. Sie betreffen das CE-Zeichen 
nach § 12 Abs. 1 und die zusätzüchen Angaben nach 
§ 12 Abs. 2 dazu, die Einzelheiten der Konformitätser- 
klärung des HersteUers und des Konformitätszertifi- 
kats sowie das Anerkennungs verfahren als Prüf-, 
Überwachungs- und ZertiiizierungssteUe. Diese Ver- 
ordnungen werden weitgehend durch Vorgaben der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ge- 
prägt sein. 

Absatz 2 ermächtigt die Landesregierungen, Rechts- 
verordnungen hinsichtiich der Veröffentlichung euro- 
päischer technischer Zulassungen, der Überprüfung 
von Prüf-, Überwachungs- und ZertifizierungssteUen 
sowie über die Erhebung von Kosten für deren Tätig- 
keit zu erlassen. 


Zu § 16 (Überleitungsvorschriften) 

Obwohl mit dem Gesetz eine weitgehend bisher un- 
geregelte Rechtsmaterie geregelt werden soU, sind 
zwei Überleitungsvorschriften erforderhch. 

Absatz 1 trifft eine Übergangsregelung für die Ertei- 
lung europäischer technischer Zulassungen ein- 
schheßhch einer Regelung betreffend die vom Bund 
zu ersetzenden Kosten in den Jahren 1992 und 1993 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem das Abkommen über das 
Deutsche Institut für Bautechnik, Berlin, in Kraft ist, 
spätestens jedoch bis zum 31. Dezember 1993. Die 
zeithche Befristung soU die Vorläufigkeit dieser Rege- 
lung unterstreichen. 

Grundsatz der Kostenerstattung ist, daß der Bund dem 
Institut die angemessenen, anderweitig nicht gedeck- 
ten Kosten erstattet, die diesem durch die Erledigung 
der in § 7 Abs. 2 und 3 genannten Aufgaben unter 
Beachtung der Grundsätze der Wirtschafthchkeit und 
Sparsamkeit entstehen. 
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Hinsichtlich der Begründung dieser Regelung wird im 
übrigen auf die Begründung zu § 7 Abs. 1 verwie- 
sen. 

In Absatz 2 soll eine Überleitungsvorschrift für die 
Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- und Zertifi- 
zierungsstellen getroffen werden, bis die Rechtsver- 
ordnungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 3 in Kraft getreten 
sind. Eine solche Überleitungsvorschrift ist erforder- 
lich, um bereits vor Erlaß der Rechtsverordnung Kon- 
formitätsnachweisverfahren nach diesem Gesetz 
durchführen zu können. Voraussetzung für die vor- 
läufige Anerkennung ist, daß die Personen, Stellen 


und Überwachungsgemeinschaften bereits nach gel- 
tenden Verwendungs Vorschriften für Bauprodukte, 
wie den Landesbauordnungen, anerkannt sind und 
die materiellen Anfordenmgen des Gesetzes erfül- 
len. 


Zu § 17 (Inkrafttreten) 

Das Bauproduktengesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 634. Sitzung am 27. Sep- 
tember 1991 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt 
Stellung zu nehmen: 


1. Zu § 11 Abs. 1 

In § 11 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „Die zustän- 
dige oberste Landesbehörde oder die von ihr be- 
stimmte Behörde" dmrch die Worte „Die nach Lan- 
desrecht zuständige oder von der Landesregierung 
bestimmte Anerkenmmgsbehörde " zu ersetzen. 

Begründung 

In den Ländern, in denen die Bestimmtmg der zu- 
ständigen Behörde durch Rechtssatz erfolgt, muß 
§ 11 Abs. 1 Satz 1 als Ermächtigung zur Regelung 
diuch Rechtsverordnung verstanden werden. 
Adressat einer solchen Ermächtigung kann aber 
nur die Landesregierung sein, nicht eine oberste 
Landesbehörde (Artikel 80 Abs. 1 Satz 1 GG). 
Durch den Zusatz „nach Landesrecht" wird insbe- 
sondere der Freiraum der Landesparlamente ver- 
größert. 


2. Zu § 11 Abs. 1 

In § 11 Abs. 1 Satz 2 ist das Wort „Anerkennungs- 
Stelle" dmrch das Wort „Anerkennungsbehörde" 
zu ersetzen. 


Begründung 

Die Bezeichmmg als „Anerkennimgsbehörde" an- 
statt „Anerkennungsstelle" dient der Klarstellung, 
daß es sich im Unterschied zu den Prüf-, Überwa- 
chimgs- und Zertifizierungsstellen bei der Aner- 
kennunqsstelle stets um eine Landesbehörde han- 
delt. 


3. Zu § 11 Abs. 2 

§ 11 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Nach Landesrecht oder von den Landesre- 
gierungen können die Aufgaben der Prüf-, Über- 
wachungs- und Zertifizierungsstelle nach Absatz 1 
auf Behörden übertragen werden, welche ausrei- 
chend mit geeigneten Fachkräften besetzt und mit 
den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet 
sind. " 


Begründung 

Die Bestimmimg der als Prüf-, Überwachungs- und 
Zertifizierungsstellen zuständigen Behörden sollte 
aus Gründen der Rechtsklarheit und Rechtssicher- 
heit nicht durch eine Generalklausel des Bundes- 
rechts, sondern nach Landesrecht oder dmrch Rege- 
Ixmg der Landesregierung erfolgen. Dmrch den Zu- 
satz „nach Landesrecht" wird u. a. auch eine Rege- 
lung diuch Staatsvertrag der Länder ermöglicht. 
Einer Anzeige über die Fachaufsichtsbehörde an 
die zustäpdige oberste Landesbehörde bedarf es 
dann nicht. Die Überprüfung, ob die zuständigen 
Behörden den Anforderungen des Absatzes 1 
Satz 1 genügen, ist eine selbstverständliche Pflicht 
der Länder und bedarf keiner Hervorhebung, wie 
sie in Absatz 2 Satz 3 vorgesehen ist. 


4. Zu § 16 Abs. 1 

§ 16 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Bund erstattet nach Maßgabe eines zwi- 
schen Bund und Ländern zu schüeßenden Abkom- 
mens dem Deutschen Institut für Bautechnik, Ber- 
lin, die angemessenen anderweitig nicht gedeck- 
ten Kosten, die diesem durch die Wahrnehmung 
der in § 7 genannten Aufgaben entstehen. Davon 
bleibt die, im 1968 zwischen Bund und Ländern 
geschlossenen Abkommen über das Institut für 
Bautechnik, Berlin, festgelegte institutionelle För- 
derung des Instituts durch Bund und Länder unbe- 
rührt; diese wird auch entsprechend für das Deut- 
sche Institut für Bautechnik fortgesetzt. Bis zum 
Inkrafttreten des Abkommens über das Deutsche 
Institut für Bautechnik, Berlin, nimmt das Institut 
für Bautechnik, Berlin, die Aufgaben der Zulas- 
sungsstelle nach § 7 Abs. 1 gegen Erstattung der 
dadurch anfallenden Kosten durch den Bund vor- 
läufig wahr, längstens jedoch bis zum 31. Dezem- 
ber 1993." 

Begründung 

Wie sich aus Abschnitt D des Vorblatts zum Ge- 
setzentwurf ergibt, will der Bund seine Mitfinan- 
zierung des Deutschen Instituts für Bautechnik nur 
noch auf die in § 16 Abs, 1 vorgesehene Über- 
nahme der aus der Organleihe i. S. § 7 des Gesetz- 
entwurfs resultierenden Kosten beschränken. 

Bisher trägt der Bund aber zusammen mit den Län- 
dern anteilig zm: Finanzierung des Grundbedarfs 
des Instituts für Bautechnik nach Maßgabe des im 
Jahre 1968 zwischen Bund und Ländern geschlos- 
senen Abkommens bei, da die Arbeit des Instituts 
auch im Bundesinteresse erfolgt. Die Gründe für 
diese institutioneile Förderung des Bundes haben 
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sich seit 1968 nicht geändert und bestehen auch für 
die Zukunft fort. Ein einseitiger Rückzug des Bun- 
des zu Lasten der Länder ist deshalb nicht gerecht- 
fertigt. Die bisherige Finanzierungsregelung muß 
deshalb gnmdsätzlich auch axif das Deutsche Insti- 
tut für Bautechnik übertragen werden, zusätzüch 
ist vom Bund der Mehraufwand infolge Über- 
nahme der in § 7 genannten Aufgaben durch das 
Institut zu übernehmen. 


5. Zum Gesetzentwurf im ganzen 

a) Für Bauprodukte, die dem § 24 der Gewerbe- 
ordnung, dem Gerätesicherheitsgesetz sowie 
der Gefahrstoffyerordnung oder sonstigen Vor- 
schriften des technischen Arbeitsschutzes zuzu- 
ordnen sind, ist — soweit es keine Spezialricht- 
linien gibt — im Abkommen über das Deutsche 
Institut für Bautechnik sicherzustellen, daß bei 
europäischen technischen Zulassungen die be- 
sonderen Anfordenmgen dieser Aufgabenbe- 
reiche berücksichtigt werden. Das geschieht in 
der Form, daß die Zentralstelle der Länder für 
Sicherheitstechnik (ZLS) beteüigt wird, wenn 
dies ein Mitghed eines Sachverständigen-Aus- 
schusses verlangt. 

b) Das Bauproduktengesetz kann nur vollzogen 
werden, wenn das Abkommen über das Deut- 
sche Institut für Bautechnik rechtsverbindhch 
wird. 

Die Länder werden das Abkommen über das 
Deutsche Institut für Bautechnik nur abschüe- 
ßen, wenn die Vereinbarung über das Stimm- 
verhalten des stimmberechtigten Vertreters des 
Bundes im Ständigen Ausschuß nach Artikel 19 
imd Artikel 20 der Richtlinie 89/106/EWG des 
Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften der 
Mitgüedstaaten über Bauprodukte (ABI. EG Nr. 
L 40 S, 12) (Bauproduktenrichtlinie) imd über 
das Sonderverfahren nach Artikel 16 und Arti- 
kel 17 der Bauproduktenrichtlinie zwischen 
Bund und Ländern abgeschlossen wird. 

Der Bundesrat bittet die Länder, dafür Sorge zu 
tragen, daß das Abkommen über das Deutsche 
Institut für Bautechnik zum 1. Januar 1993 wirk- 
sam werden kann. 


Begründung 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist als ein Teü des 
Umsetzungskonzeptes für die Bauproduktenricht- 
linie in mehr als 1 V 2 jähriger Zusammenarbeit zwi- 
schen dem Bund und den für das Bauwesen zustän- 
digen Ministem der Länder (ARGEBAU) erarbeitet 
worden. 

Der Vollzug des Bauproduktengesetzes setzt die 
Gründung des Deutschen Instituts für Bautechnik 
voraus, weü durch das Abkommen imd § 7 des 
Bauproduktengesetzes die Zuständigkeit für die 
Erteüung europäisch-technischer Zulassungen 
dem Institut übertragen wird und weü der Bund 
sich des Instituts im Wege der Organleihe ge- 
mäß § 7 Abs. 2 zur Erfüllung seiner Aufgaben 
bedient. 

Um die materiellen Interessen der Länder im Be- 
reich der Bauproduktenrichtlinie abschheßend si- 
cherzustellen, was im Bereich der europäisch- tech- 
nischen Zulassungen durch das Abkommen ge- 
währleistet ist, ist es erforderlich, die Vereinbarung 
über das Stimmverhalten des stimmberechtigten 
Vertreters des Bundes im Ständigen Ausschuß 
nach Artikel 19 und Artikel 20 der Richtlinie 
89/ 106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte 
(ABI. EG Nr. L40 S. 12) (Bauproduktenrichtlinie) 
und über das Sonderverfeihren nach Artikel 16 
und Artikel 17 Bauproduktenrichtlinie abzuschlie- 
ßen. 

c) Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, 
sich für eine NoveUienmg der EG-Bauproduk- 
tenrichtlinie einzusetzen, mit der die Anforde- 
mngen an Bauprodukte um das Kriterium „Wie- 
derverwertbarkeit" (Recyclingfähigkeit) erwei- 
tert werden. Die Notwendigkeit einer Wieder- 
verwertung von Bauprodukten ergibt sich zu- 
nächst aus dem Verwertungsgebot des AbfaU- 
gesetzes. Aber auch angesichts der heute schon 
vorhandenen Entsorgungsprobleme bei Bau- 
reststoffen ist es — im Sinne einer Zukunftsvor- 
sorge — erforderüch, die Wiederverwertbarkeit 
von Baustoffen bereits vor deren Verwendung 
zu prüfen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Zu Nummer 1 (§ 11 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 2 (§ 11 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 


Zu Nummer 3 (§ 11 Abs. 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Er gewährlei- 
stet unter den Gesichtspunkten der Verwaltungsve- 
reinfachung imd des Überleitungsrechts nach § 16 
Abs. 2 nicht hinreichend, daß Behörden im bisherigen 
Umfang als Prüf-, Überwachungs- und Zertifizie- 
rungsstellen tätig werden können. 


Zu Nummer 4 (§ 16 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Soweit in den 
Überleitimgsvorschriften bis zum Inkrafttreten des 
Abkommens über das Deutsche Institut für Bautech- 
nik ein Bedarf für eine Kostenregelung besteht, be- 
zieht er sich nur auf die Kostenerstattimg für die Or- 
ganleihe nach § 7 Abs. 2 imd 3. Bei der Erteilung euro- 
päischer technischer Zulassungen nach § 16 Abs. 1 
Satz 1 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 handelt es sich um 
die Ausfühnmg von Bundesgesetzen durch die Län- 
der nach Artikel 83 GG, für die die Länder nach Arti- 
kel 104 a Abs. 1 GG die Kosten zu tragen haben. 

Die Bundesregierung beabsichtigt im übrigen, um 
eine doppelte Inanspruchnahme aus dem Abkommen 
über die Errichtimg imd Finanzierung des Instituts für 
Bautechnik von 1968 einerseits und § 16 Abs. 1 ande- 
rerseits zu vermeiden, das Abkommen von 1968 mit 
Wirkung zum 31. Dezember 1992 zu kündigen. Sie 


erklärt sich zugleich bereit, das Abkommen über das 
Deutsche Institut für Bautechnik, welches das Abkom- 
men aus dem Jahr 1968 ablösen und die Kostenerstat- 
tung des Bundes für die Organleihe nach § 7 Abs. 2 
und 3 regeln soll, sobald als möglich abzuschließen. 


Zu Nummer 5 (Zum Gesetzentwurf im ganzen) 

Zu Buchstabe a 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß Einzelheiten in den Verhandlungen zum Abkom- 
men über das Deutsche Institut für Bautechnik zu klä- 
ren sind. 


Zu Buchstabe b 

Der Feststellung nach Absatz 1 wird mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß § 16 Abs. 1 bis Ende 1993 Überlei- 
tungsvorschriften enthält. 

Die in Absatz 2 geäußerte Absicht wird zur Kenntnis 
genommen. Die Bundesregierung ist grundsätzlich 
bereit, auch diese Vereinbarung abzuschließen, ob- 
wohl sie sie nicht für erforderlich hält. 

Die Bundesregierung befürwortet ein rasches Inkraft- 
treten des Abkommens über das Deutsche Institut für 
Bautechnik, um das der Bimdesrat in Absatz 3 die 
Länder gebeten hat. 


Zu Buchstabe c 

Die Bundesregierung wird dieses Anliegen im Rah- 
men einer Novellierung der EG-Bauproduktenrichtii- 
nie aufgreifen. 
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